
Protokoll der 66. LandesschülerInnenkonferenz vom 18.12.15 - 20.12.2015 in der Jugendherberge Oberwesel 
 
 
Freitag, 18.12.2015 
(Offizieller Beginn ist für 16 Uhr angesetzt, kurze Einweisung für LSK-ErstgängerInnen findet nachher statt) 
 
 
TOP 1 Begrüßung, Grußwort(e)  
 
Eric Funk (Landesvorstandsmitglied) eröffnet die Konferenz, begrüßt die Delegierten, Gäste, die Vertreterinnen und Vertreter der Presse sowie 
die Ministerin für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur Vera Reiß (SPD). 
 
Grußwort Ministerin Reiß 
Einführung für Neulingen von Dennis Feldmann, Daniel Ternes 
Vorstellung der Hausordnung von Eric Funk 
 
 
TOP 2 Feststellung der Beschlussfähigkeit  
 
Von 111 Delegierten sind 64 anwesend. Für die Beschlussfähigkeit sind 56 Delegierten notwendig. Die 66. LandesschülerInnenkonferenz ist somit 
beschlussfähig. 
 
 
TOP 3 Wahl des Präsidiums  
 
GO Antrag von Marvin Müller auf einmaliges Verfahren entgegen der GO, dass jede/r SchülerIn aus RLP zum Präsidium gewählt werden darf 
 Inhaltliche Gegenrede von Daniel Ternes 
 Für-Rede von Dennis Feldmann 
 Sachdienlicher Hinweis Judith Lebski, Arnon Lahwpech, Marvin Müller 

 
Pause 17:38 -17:48Uhr 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 23 Mehrheit 

auf Sicht 
8 Abgelehnt

 



Vorstellung der KandidatInnen 
  
KandidatIn Amt Ja Nein Enth. Ergebnis 
Marvin Müller PräsidentIn 36 8 17 Nicht gewählt
Judith Lebski PräsidentIn 41 2 18 Nimmt Wahl an
Daniel Ternes stellv. PräsidentIn 53 1 6 Nimmt Wahl an
Luca Seifen technische AssistentIn 59 0 0 Nimmt Wahl an 
Hasan Akpinar stellv. technischeR AssistentIn 55 1 8 Nimmt Wahl an
Mona Kaczun Protokollantin 62 0 2 Nimmt Wahl an
Lea Rettig stellv. ProtokollantIn 62 0 2 Nimmt Wahl an

 
Das Präsidium übernimmt die Konferenz 
GO Antrag auf Pause 
 Sachdienlicher Hinweis 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 17 40 7 Abgelehnt

 
GO Antrag auf Rederecht für Gäste 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
1 2 Angenommen

 
 
TOP 4 Wahl der Antragskommission  
 
Erklärung zum Amt durch Judith Lebski 
Vorstellung der KandidatInnen 
 
KandidatIn Ja Nein Enth. Ergebnis 
Alexander Holland 42 1 22 Stichwahl
Simon Smolarczyk 34 2 20 Stellv. 
Alena Schuler 45 2 12 Antragskommission
Jim Preuß 42 4 16 Stichwahl



Dennis Feldmann 17 12 34 Stellv.
Anna-Claire Nothof 49 1 12 Antragskommission
Stichwahl   
Alexander Holland 42 13 7 Antragskommission
Jim Preuß 23 9 30 Stellv.

Alle nehmen die Wahl an 
 
Abendessen 18:35-20:05Uhr 
 
Vorstellung Awareness Team 
 
Antrag auf neue Stimmkarte  
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
 
TOP 5 Beschluss der Tagesordnung  
 
Vorläufige Tagesordnung: 
Freitag, 18.12.15 Samstag, 19.12.15 Sonntag, 20.12.15
TOP Zeit Sache TOP Zeit Sache TOP Zeit Sache 

1 ~ 16.00 Begrüßung, Grußwort(e) 
(Einweisung für LSK-ErstgängerInnen) 

11 10.00 Antragsbehandlung (65. */66. LSK) 15 10.00 Wahlen: E-LaVo, KassenprüferInnen, 
Lichtblick-Redaktion 

2  Feststellung der Beschlussfähigkeit 
(12.30h: Mittagessen) (12.30h: Mittagessen) 3  Wahl des Präsidiums   

4  Wahl der Antragskommission 
5  Beschluss der Tagesordnung   
6  Genehmigung des Protokolls der 

64. LSK (vertagt)* 
12  Geschlechter-Plena 

(anschl. Fortsetzung TOP 11) 
16 13.30 Abschlussplenum 

7  Genehmigung des Protokolls der 
65. LSK 

(15.30h: Workshops  bis 18.30h) Ende

8  Rechenschaftsberichte und Ent-
lastungen d. bish. AmtsträgerInnen 

13 ~ 
20.00 

Wahlen zum Landesvorstand 2015/16 

9 20.00 Anträge zur Satzungsänderung  an 
die 65. LSK* 

  (Pause) 

10  Inhaltliche Anträge an die 65. LSK * 14 22.15 Wahl der Bundesdelegation 
(2015/16) 

  (danach: freie Abendgestaltung) (danach: freie Abendgestaltung)



 
Änderungsvorschläge: 

Freitag Samstag Sonntag 
ÄA Uhrzeit Betroffener TOP/Aktion ÄA Uhrzeit Betroffener TOP/Aktion ÄA Uhrzeit Betroffener TOP/Aktion 

  1 10:00 Ggf. Antragsbehandlung
 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  Wird übernommen
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
1 3 Angenommen

 
 
TOP 6 Genehmigung des Protokolls der 64. LSK (vertagt)*  
 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
3 6 Angenommen

 
 
TOP 7 Genehmigung des Protokolls der 65. LSK  
 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
1 4 Angenommen

 
 
TOP 8 Rechenschaftsberichte und Entlastungen des Landesvorstands und der Bundesdelegation  
 
Judith Lebski verlässt das Präsidium 
Daniel Ternes übernimmt das Präsidium 
 
Landesvorstand gibt in Form einer Erklärung, Rechenschaft ab. 
 
Frage Antwort



Welche Punkte des Arbeitsprograms habt 
ihr durchgesetzt? 

Ein Jahr ist ziemlich kurz um alles 
umzusetzen. Etwa die Hälfte wurde 
abgearbeitet. Inklusion stand im 
Mittelpunkt. Lag auch an Einzelpersonen.  

 
Judith Lebski übernimmt das Präsidium 
Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
 
GO-Antrag auf Begrenzung der Redezeit auf 2min 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 5 Mehrheit auf Sicht 7 Abgelehnt

 
GO-Antrag auf leichte Sprache 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 24 16 14 Angenommen

 
GO-Antrag auf Begrenzung der Redezeit auf 5min 
 Formelle Gegenrede 
 Sachdienlicher Hinweis 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 12 32 7 Abgelehnt

 
GO-Antrag auf Pause nach dem nächsten Rechenschaftsbericht 
 Inhaltliche Gegenrede 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 21 27 1 Abgelehnt

 
GO-Antrag auf sofortige Beendigung der Debatte um Marvin Dibke 
 Inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 9 Mehrheit auf Sicht 8 Abgelehnt



 
Rüge an Paul Sill 
 
Entlastungen: (Ja-Nein-Enthaltungen) 
FunktionsträgerIn LaVo Ja Nein Enthaltung Ergebnis Landesvorstand 
Arnon Lahwpech Mehrheit auf Sicht 2 0 Entlastet
Eric Funk Mehrheit auf Sicht 0 6 Entlastet
Judith Lebski Mehrheit auf Sicht 0 6 Entlastet
Natalie Kocbek Mehrheit auf Sicht 1 1 Entlastet
Lea Rettig Mehrheit auf Sicht 0 4 Entlastet
Alena Schuler Mehrheit auf Sicht 2 3 Entlastet
Gabriela-Maria Weiß Mehrheit auf Sicht 1 2 Entlastet
Tim Zietarski 8 Mehrheit auf Sicht 13 Nicht Entlastet
Dennis Kannan 6 Mehrheit auf Sicht 8 Nicht Entlastet
Bundesdelegation   
Marvin Müller Mehrheit auf Sicht 0 4 Entlastet
Mona Kaczun Mehrheit auf Sicht 0 2 Entlastet
Karolin Tuncel Mehrheit auf Sicht 0 0 Entlastet
Jana Bludau Mehrheit auf Sicht 0 2 Entlastet
Mahmoud Hegazy Mehrheit auf Sicht 0 0 Entlastet
Marvin Dibke 9 12 Mehrheit auf Sicht Nicht Entlastet

 
GO-Antrag auf 10 Minuten Pause 
Abstimmung Ja Nein Enthaltungen Ergebnis
 Mehrheit auf Sicht 4 7 Angenommen

 
Pause 22:02-22:17Uhr 
Mona Kaczun übernimmt das Protokoll 
 
Verfahrensvorschlag auf tauschen der Projektionsfläche von Twitter-Wall und Protokoll 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 28 15 7 Angenommen

 



 
TOP 9 Antragsbehandlung: Satzungsändernde Anträge an die 65. LSK (vertagt)*  
 
Antrag VS1 
AntragstellerInnen:  Jasmin Polusik 
Antragstext:  

Ändere Punkt 13. in der Satzung der LSV RLP in… 
„13. Anträge können von allen Schülerinnen 1 und Schülern in Rheinland-Pfalz gestellt 
2 werden. Alle Anträge müssen schriftlich bei der Landesgeschäftsstelle (LGS) der LSV 
3 eingereicht werden. AntragstellerInnen können einzelne Personen, eine Gruppe von 
4 SchülerInnen oder ein einzelnes Gremium bzw. mehrere einzelne Gremien zusammen der 
5 SchülerInnenvertretung sein. Alle Anträge, die der LGS nicht mindestens sieben Tage und 
6 den Delegierten nicht mindestens drei Tage vor der Versammlung vorliegen, gelten als 
7 Initiativanträge. Diese müssen von mindestens fünf Delegierten unterstützt und dann dem 
8 Präsidium vorgelegt werden. Über die Befassung der Initiativanträge muss abgestimmt 
9 werden. Anträge auf Abwahl einzelner oder mehrerer Mitglieder des Landesvorstands oder 
10 der Bundesdelegation können keine Initiativanträge sein.“ 
Derzeitig gültiger Satzungswortlaut: 
1 „13. Anträge können von allen Schülerinnen und Schülern in Rheinland-Pfalz gestellt 
2 werden. Alle Anträge müssen schriftlich bei der Landesgeschäftsstelle (LGS) der LSV 
3 eingereicht werden. Sie müssen den Namen des/r Antragstellers/in tragen. Alle Anträge, 
4 die der LGS nicht mindestens sieben Tage und den Delegierten nicht mindestens drei Tage 
5 vor der Versammlung vorliegen, gelten als Initiativanträge. Diese müssen von mindestens 
6 fünf Delegierten unterstützt und dann dem Präsidium vorgelegt werden. Über die 
7 Befassung der Initiativanträge muss abgestimmt werden. Anträge auf Abwahl einzelner 
8 oder mehrerer Mitglieder des Landesvorstands oder der Bundesdelegation können keine 
9 Initiativanträge sein.“ 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
GO-Antrag auf sofortige Abstimmung 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltungen Ergebnis
 35 3 6 Angenommen



 
Antrag VS1 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung 3 Mehrheit 

auf Sicht
30 Abgelehnt

 
Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
 
Änderung der GO 
 
Antrag VG1 
AntragsstellerInnen: Jasmin Polusik 
Antragstext:  

Ändere Punkt 4. In der Geschäftsordnung der LSK in… 
1 „4. Tagesordnung 
2 Das Gremienreferat schlägt, einvernehmlich mit dem Landesvorstand und den 
3 satzungsmäßigen Mitgliedern des Landesrates, der LSK eine vorläufige Tagesordnung vor, 
4 die zu Beginn der Versammlung den Delegierten vorzuliegen hat. Die/der PräsidentIn lässt 
5 die Tagesordnung als ersten Punkt beraten. Die Beschlussfassung über die endgültige 
6 Tagesordnung bedarf der einfachen Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten.“ 
Derzeitige Stelle in der Geschäftsordnung der LSK: 
1 „4. Tagesordnung 
2 Das Innenreferat schlägt, einvernehmlich mit dem Landesvorstand und den 
3 satzungsmäßigen Mitgliedern des Landesrates, der LSK eine vorläufige Tagesordnung vor, 
4 die zu Beginn der Versammlung den Delegierten vorzuliegen hat. Die/der PräsidentIn lässt 
5 die Tagesordnung als ersten Punkt beraten. Die Beschlussfassung über die endgültige 
6 Tagesordnung bedarf der einfachen Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten.“ 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
GO-Antrag auf sofortige Abstimmung von Leo Wörtche 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit auf Sicht 1 6 Angenommen 

 



Verfahrensvorschlag auf Rücktausch der Projektionsflächen 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit auf Sicht 4 6 Angenommen

 
Rüge an Frederic Koch 
 
Antrag VG1 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung 9 19 18 Abgelehnt

 
TOP 10 Antragsbehandlung: Inhaltliche Anträge an die 65. LSK (vertagt)*  
 
Antrag VA1: 
AntragsstellerIn: Dennis Feldmann 
Antragstext: 

1 Schülerinnen und Schüler müssen für gesellschaftspolitisches Engagement von der Schule 
2 ohne vermerkte Fehlzeiten („Krankheitstage“) entschuldigt werden vom unterrichtlichen 
3 Geschehen. 
4 Bei minderjährigen Schülerinnen und Schülern soll hierbei die Gesamtzeit aller Befreiungen 
5 nicht 1/3 der Gesamtstundenzahl überschreiten und es dürfen (außer bei Genehmigung 
6 seitens Lehrkraft und/ oder Schulleitung) keine mindestens drei Wochen zuvor 
7 angekündigten Klausuren verpasst werden. Zudem darf eine Beurlaubung nur erfolgen, 
8 solange eine Person nicht versetzungsgefährdet ist. Bei volljährigen Schülerinnen und Schülern soll hierbei  
9 die Gesamtzeit aller Befreiungen 
10 nicht die Anzahl der Pflichtstunden (ca. 1/3 aller Gesamtstunden) überschreiten und es 
11 dürfen (außer bei Genehmigung seitens Lehrkraft und/ oder Schulleitung) keine mindestens 
12 drei Wochen zuvor angekündigten Klausuren verpasst werden. Zudem darf eine 
13 Beurlaubung nur erfolgen, solange eine Person nicht versetzungsgefährdet ist. 
14 Schülerinnen und Schüler müssen sich eigenständig bemühen, den versäumten Stoff 
15 nachzuholen. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
Mona Kaczun übernimmt das Protokoll 



GO Antrag auf Genderquotierung und Erst-RednerInnenquotierung 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 26 19 5 Angenommen

 
3.Lesung 
 
Antrag VA1 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung 26 14 11 Angenommen

 
VA2 
AntragsstellerInnen: Dennis Feldmann 
Antragstext: 

1 Schülerzeitungen sollen so gefördert werden, dass nach dem Verkauf keine Mehrkosten 
2 („Verlustgeschäft“) für eine Redaktion entsteht. Es sollten maximal bis zu 40% des 
3 Druckpreises bezuschusst werden bei einem Druck mit geringsten Anforderungen (Innenteil 
4 s/w, 80g/m²-Papier, kein Offset-Druck). Im Gegenzug sollen Schülerzeitungen Anzeigen zu 
5 Wettbewerben, Ausbildungsplätzen, usw. von öffentlichen/ staatlichen Stellen 
6 veröffentlichen. Durch eine solche staatliche Bezuschussung darf eine Schülerzeitung 
7 keinen Gewinn machen. 

 
Judith Lebski verlässt das Präsidium 
Daniel Ternes übernimmt das Präsidium 
 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
ÄA1 
AntragsstellerIn: Anna-Claire Nothof 
Änderungen: 
 Im gesamten Antragstext gendern. 
 Spezifisch: Z.1 SchülerInnenzeitung 
   Z.4 SchülerInnenzeitung 
   Z.6 SchülerInnenzeitung 
   Titel: Förderung von SchülerInnenzeitungen 
 Wird übernommen 



 
GO-Antrag auf Schließung der RednerInnenliste 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 28 6 3 Angenommen

 
GO-Antrag auf 10min Pause nach Beendigung der Antragsbehandlung 
 Inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 23 14 8 Angenommen

 
ÄA2: 
AntragsstellerIn: Simon Smolarczyk 
Änderung: 
 Maximal zwei Ausgaben einer SchülerInnenzeitungen sollen pro Jahr staatlich gefördert werden. 
 Wird übernommen 

 
Ruf zur Ordnung des Präsidiums 
 
ÄA3 
AntragsstellerIn: Martin Löneburg 
Änderung: 

Des Weiteren soll eine staatliche Finanzierung nur bei einer prozentual Abhängig von der GesamtschülerInnenzahl gerechtfertigten 
Verkaufszahl stattfinden. 

 
GO-Antrag auf Beendigung der Debatte 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 27 11 10 Angenommen

 
3.Lesung 
GO-Antrag auf sofortige Abstimmung 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 29 14 5 Angenommen



 
Geänderter Antragstext: 
 VA2 Förderung von SchülerInnenzeitungen 

1 SchülerInnenzeitungen sollen so gefördert werden, dass nach dem Verkauf keine Mehrkosten 
2 („Verlustgeschäft“) für eine Redaktion entsteht. Es sollten maximal bis zu 40% des 
3 Druckpreises bezuschusst werden bei einem Druck mit geringsten Anforderungen (Innenteil 
4 s/w, 80g/m²-Papier, kein Offset-Druck). Im Gegenzug sollen SchülerInnenzeitungen Anzeigen zu 
5 Wettbewerben, Ausbildungsplätzen, usw. von öffentlichen/ staatlichen Stellen 
6 veröffentlichen. Durch eine solche staatliche Bezuschussung darf eine SchülerInnenzeitung 
7 keinen Gewinn machen. Maximal zwei Ausgaben einer SchülerInnenzeitung sollen pro Jahr  
8 staatlich gefördert werden. Des Weiteren soll eine staatliche Finanzierung nur bei einer prozentual  
9 Abhängig von der GesamtschülerInnenzahl gerechtfertigten Verkaufszahl stattfinden. 

 
Antrag VA2 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  Übernommen von AntragsstellerIn 
ÄA2  Übernommen von AntragsstellerIn 
ÄA3 26 16 10 Angenommen
Endabstimmung 11 26 12 Abgelehnt

 
Pause 00:08-00:20Uhr 
Daniel Ternes verlässt das Präsidium 
Judith übernimmt das Präsidium 
 
GO-Antrag auf Ende des Plenums um 1:00Uhr 
 Inhaltliche Gegenrede 
 Sachdienlicher Hinweis 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 12 Mehrheit 

auf Sicht
6 Abgelehnt

 
GO-Antrag auf Erweiterung des Amts der/des Protokollantin/Protokollanten 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 42 2 1 Angenommen

 
Vorstellung der KandidatIn 



 
Wahl der/des erweiterten Protokollantin/Protokollanten 
KandidatIn Amt Ja Nein Enth. Ergebnis 
Jasmin Polusik Erweiterte ProtokollantIn Mehrheit auf 

Sicht 
1 11 Nimmt Wahl an

 
Initiativantrag IA1 auf Tagesordnung setzen  
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 16 29 8 Abgelehnt

 
Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
 
VA3 
AntragsstellerInnen: Dennis Feldmann 
Antragstext: 

1 Schulpflichtige Kinder- und Jugendliche sowie 1 nicht an den Elternhaushalt gebundene 
2 Schülerinnen und Schüler müssen für den reinen Schulweg kostenfreie Fahrkarten/ ÖPNV3 
3 Verbindungen zur Verfügung gestellt bekommen. Kinder aus (sozialhilfe-)bedürftigen 
4 Familien sowie nicht an den Elternhaushalt gebundene Schülerinnen und Schüler mit 
5 geringem Einkommen sollen darüber hinaus zu einem besonders vergünstigten Sozialtarif 
6 gegen Nachweis Zugang zu (Abo-) Fahrkarten haben. Während der gesamten 
7 Schulbesuchszeit müssen Kinder und Jugendliche alters-, klassenstufen-, schularts-, 
8 wohnorts- und einkommensunabhängig Tarife für Schülerinnen und Schüler genutzt werden 
9 dürfen. 
10 Eine Entfernungsgrenze vom Wohnort zur Schule darf unter keinen Umständen ein 
11 Hinderungsgrund für die Bezuschussung von Fahrkarten sein. 

 
1.Lesung 
Sachdienlicher Hinweis 

 Antrag VA3 ausgestrichen 
 
VA4 
AntragsstellerInnen: Dennis Feldmann 
Antragstext: 

1 Eine Hitze- und Schnee-/ Kältefreiklausel muss wieder eingeführt werden. 



2 Für Hitzefrei soll hierbei folgende Regelung gelten: 
3 a) Wenn ab 10 Uhr morgens nach fünf minütiger Messung im stündlichen Abstand auf 
4 dem Schul-/ Unigelände außerhalb von Räumlichkeiten im Schatten eine 
5 Temperatur von über 25°C 
6 b) Wenn innerhalb des Gebäudes nach fünf minütiger Messung in stündlichen 
7 Abständen in einem Unterrichtsraum ohne eigene Temperaturregelung 
8 (Klimaanlage, Lüftung) ohne vorheriges Lüften oder angeschalteter Heizung im 
9 Schatten eine Temperatur von über 25°C erreicht wird, ist spätestens zum Ende der 
10 Unterrichtsstunde nach der Messung der Unterricht  
11 für beendet erklärt. Messungen 
12 müssen mithilfe von hierfür geeigneten und geeichten Messinstrumenten erfolgen. 
13 
14 Für Schnee-/ Kältefrei soll hierbei folgende Regelung gelten: 
15 a) Wenn bis/ ab 10 Uhr morgens nach fünf minütiger Messung in stündlichen Abständen 
16 auf dem Schul-/ Unigelände außerhalb von Räumlichkeiten eine Temperatur von 
17 unter -10°C 
18 b) Wenn innerhalb des Gebäudes nach fünf minütiger Messung in einem 
19 Unterrichtsraum ohne vorheriges Lüften eine Temperatur von unter 16°C erreicht 
20 wird, ist spätestens nach Beendigung der Schulstunde nach der Messung der 
21 Unterricht für beendet erklärt. Messungen müssen mithilfe von hierfür geeigneten 
22 und geeichten Messinstrumenten erfolgen. 
23 c) Wenn der Schulweg aufgrund von Vereisung, Blitzeis oder Schneefall (<15cm) 
24 unzumutbar ist. 
25 d) Wenn ein Ausfall des ÖPNV vorliegt. 
26 e) Wenn die Straßenverhältnisse eine sichere Verkehrsführung nicht mehr zulassen. 
27 f) In diesem Fall dürfen die wegen dieser Gegebenheiten ausgefallenen Schulstunden 
28 gegen Nachweis bei Schülerinnen und Schülern nicht als Fehlzeit vermerkt werden. 
29 
30 Zudem darf regulärer Sportunterricht in einer Sporthalle nur bei einer Temperatur 
31 zwischen 16°C und 23°C Lufttemperatur stattfinden, bei Schwimmunterricht darf die 
32 Wassertemperatur nicht bei unter 18°C oder über 28°C liegen. 
 



 
GO-Antrag auf sofortige Beendigung des Plenums 
 
GO-Antrag auf Beschränkung der GO-Anträge ausschließlich auf die GO für das derzeitige Plenum 

 Angenommen 
 
Zu GO-Antrag auf sofortige Beendigung des Plenums 

 Sachdienlicher Hinweis 
Abstimmung Ja Nein Enthaltungen Ergebnis
 14 26 3 Abgelehnt

 
1.Lesung 
Sachdienlicher Hinweis 
2.Lesung 
Sachdienlicher Hinweis 
 
GO-Antrag zur Beschränkung der Redezeit auf 90 Sekunden für diesen Antrag 

 Inhaltliche Gegenrede 
Abstimmung Ja Nein Enthaltungen Ergebnis
 5 15 5 Abgelehnt

 
ÄA1 
AntragsstellerInnen: Marius Busalt, Bernadette Only 
Änderung: 
Streichen:  

a) „Temperatur von über 25°C“ 
b) „Temperatur von unter -10°C“ 

Ersetzen: 
a) „Temperatur von über 30 Grad Celsius“ 
b) „Temperatur von unter -15 Grad Celsius“ 
 Wird übernommen 

 
ÄA2 
AntragsstellerInnen: Jim Preuß 
Änderung:  



Streichen: Wenn der Schulweg aufgrund… 
Ersetzen:  Wenn der Schulweg für 20% der SchülerInnen aufgrund  

 Wird übernommen 
 
Ruf zur Sache 
 
GO-Antrag auf Beschränkung der Redezeit auf 1 Minute für diesen Antrag 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 17 18 4 Abgelehnt

 
GO-Antrag für Beendigung des Plenums nach VA4 

 Formelle Gegenrede 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 28 8 5 Angenommen

 
Rüge an Paul Sill 
Ruf zur Sache 
Jasmin Polusik übernimmt das Protokoll 
 
ÄA3 
AntragsstellerInnen: Jim Preuß 
Änderung: 
Streichen:Alles 
Ersetzen: 

Die LSV setzt sich für Raumklimatisierung ein, um auf angemessene Temperaturen in allen Unterrichtsräumen der Schuen und ein 
angemessenes Arbeitsklima zu schaffen. 
 Nicht angenommen vom Antragsteller 

 
GO-Antrag auf Schließung der Redeliste  

 Keine Gegenrede: angenommen 
 
3. Lesung 
 
Geänderter Antragstext: 

1 Eine Hitze- und Schnee-/ Kältefreiklausel muss wieder eingeführt werden. 



2 Für Hitzefrei soll hierbei folgende Regelung gelten: 
3 a) Wenn ab 10 Uhr morgens nach fünf minütiger Messung im stündlichen Abstand auf 
4 dem Schul-/ Unigelände außerhalb von Räumlichkeiten im Schatten eine 
5 Temperatur von über 30°C 
6 b) Wenn innerhalb des Gebäudes nach fünf minütiger Messung in stündlichen 
7 Abständen in einem Unterrichtsraum ohne eigene Temperaturregelung 
8 (Klimaanlage, Lüftung) ohne vorheriges Lüften oder angeschalteter Heizung im 
9 Schatten eine Temperatur von über 25°C erreicht wird, ist spätestens zum Ende der 
10 Unterrichtsstunde nach der Messung der Unterricht  
11 für beendet erklärt. Messungen 
12 müssen mithilfe von hierfür geeigneten und geeichten Messinstrumenten erfolgen. 
13 
14 Für Schnee-/ Kältefrei soll hierbei folgende Regelung gelten: 
15 a) Wenn bis/ ab 10 Uhr morgens nach fünf minütiger Messung in stündlichen Abständen 
16 auf dem Schul-/ Unigelände außerhalb von Räumlichkeiten eine Temperatur von 
17 unter -15°C 
18 b) Wenn innerhalb des Gebäudes nach fünf minütiger Messung in einem 
19 Unterrichtsraum ohne vorheriges Lüften eine Temperatur von unter 16°C erreicht 
20 wird, ist spätestens nach Beendigung der Schulstunde nach der Messung der 
21 Unterricht für beendet erklärt. Messungen müssen mithilfe von hierfür geeigneten 
22 und geeichten Messinstrumenten erfolgen. 
23 c) Wenn der Schulweg aufgrund von Vereisung, Blitzeis oder Schneefall (<15cm) 
24 unzumutbar ist. 
25 d) Wenn ein Ausfall des ÖPNV vorliegt. 
26 e) Wenn die Straßenverhältnisse eine sichere Verkehrsführung nicht mehr zulassen. 
27 f) In diesem Fall dürfen die wegen dieser Gegebenheiten ausgefallenen Schulstunden 
28 gegen Nachweis bei Schülerinnen und Schülern nicht als Fehlzeit vermerkt werden. 
29 
30 Zudem darf regulärer Sportunterricht in einer Sporthalle nur bei einer Temperatur 
31 zwischen 16°C und 23°C Lufttemperatur stattfinden, bei Schwimmunterricht darf die 
32 Wassertemperatur nicht bei unter 18°C oder über 28°C liegen. 

 
Antrag VA4 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  Von AntragsstelllerIn übernommen
ÄA2  Von AntragsstelllerIn übernommen



ÄA3 17 23 4 Abgelehnt
Endabstimmung 12 26 7 Abgelehnt

 
Sitzungsende um 02:21 Uhr 
 
 
Samstag, den 19.12.2015 
 
Mona Kaczun übernimmt das Protokoll 
Sitzungsbeginn um 10:10 
Ansprache der GF 
Vorstellung der Gäste und ReferentInnen des LEBs und SVBs 
 
Verfahrensvorschlag auf rechtzeitige Beendigung der Geschlechter Plenar 

 Keine Gegenrede  
 Angenommen 

 
Verfahrensvorschlag auf vorziehen der Anträge der 66. LSK 

 Gegenrede 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
10 11 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Einteilung der Workshops um 15:15 

 Gegenrede 
 Sachdienlicher Hinweis 

 
Rüge an Daniel Ternes 
 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
0 12 Angenommen

 
 
TOP 11 Anträge an die 66. LSK  



 
GO-Antrag auf Vorziehung des Antrags A6 

 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
A6 
AntragsstellerIn: Marvin Müller 
Antragstext: 

1 Die LSV Rheinland-Pfalz möge in Kooperation mit dem „Bildungswerk für Schülervertretung 
2 und Schülerbeteiligung e.V.“ (SV-Bildungswerk) ein regionales SV-BeraterInnen-Netzwerk in 
3 Rheinland-Pfalz aufbauen. Die genaue Ausgestaltung geschieht in enger Zusammenarbeit 
4 des Landesvorstands und des Vorstands des SV-Bildungswerks. Dabei sollen 
5 schwerpunktmäßig zwei Ziele erreicht werden: 
6 
7 Ausbau des Austauschs über SVen und SV-Seminare: 
8 Wie bisher im SV-BeraterInnen-Netzwerk des SV-Bildungswerks wird für jedes Seminar eine 
9 Dokumentation angefertigt. Diese Dokumentation wird weiterhin geführt und im Umfang 
10 erweitert, damit der LaVo einen grundsätzlicheren U ̈berblick u ̈ber den Stand der SV 
11 Struktur in Rheinland-Pfalz erha ̈lt. Dies ermo ̈glicht dem LaVo, gezielter die Interessen und 
12 Probleme der Schu ̈lerInnen RLPs gegenu ̈ber der O ̈ffentlichkeit zu vertreten und Projekte 
13 maßgeschneiderter planen und umsetzen zu ko ̈nnen. Für die Landesschu ̈lerInnenvertretung 
14 Rheinland-Pfalz ergibt sich hieraus die Chance, in Kreisen/Sta ̈dten, in denen keine aktive 
15 KrSV/SSV existiert, die regionale SV-Arbeit zu stärken. 
16 
17 Regionale SV-BeraterInnen-Ausbildung und Aufbau eines regionalen Netzwerks 
18 Das SV Bildungswerk nutzt seine Expertise um ein SV-BeraterInnennetzwerk fu ̈r RLP 
19 aufzubauen und auszubilden. Die potentiellen SV-BeraterInnen stammen nach Möglichkeit 
20 aus dem Umfeld der Landesschu ̈lerInnenvertretung Rheinland-Pfalz (z.B. LaVo, LSK 
21 Delegierte, Kreis/Stadt-SV-Vorsta ̈nde). Die Ausbildung erfolgt dabei im Rahmen einer 
22 mehrtägigen (mind. 5 Tage) inhaltlich- und methodischen Ausbildung durch TeamerInnen 
23 des SV Bildungswerks in Zusammenarbeit mit dem LaVo. SV-Bildungswerk und LSV arbeiten 
24 gemeinsam, um die SV-BeraterInnen-Ausbildung mithilfe von verschiedenen 
25 BündnispartnerInnen zu finanzieren. 
26 Der LaVo veranstaltet gemeinsam mit dem SV Bildungswerk ein bis zweimal ja ̈hrlich ein 
27 Treffen aller SV-Beratenden zur Evaluation der SV Seminare und dem Stand der SV Struktur 



28 RLPs. 
29 
30 Auch darüber hinaus sind langfristig weitere Aktivitäten denkbar: 
31 Das SV-Bildungswerk & die LandesschülerInnenvertretung bemühen sich mithilfe ihrer 
32 BündnispartnerInnen um eine Finanzierung des Projekts. Die Seminare für die 
33 SchülerInnenvertretungen / Schulen, welche zurzeit ca. 350€ kosten, sollen durch 
34 Förderung kostenlos bzw. zumindest deutlich günstiger werden. Ebenfalls werden die 
35 Mittel für eine angestellte Kraft zur Koordination des RLP-weiten Netzwerkes akquiriert. 
36 Die LSV RLP stellt ggf. einen Arbeitsplatz fu ̈r diese Kraft - in Absprache mit dem MBWWK 
37 RLP (Grund: Miete/LSV Budget) - zur Verfügung. 
38 Es folgen weitere Ausbildungen für rheinland-pfälzische SV-Beratenden und das Netzwerk 
39 wird weiter fortgebildet, um in den Seminaren auch weitere für die LSV / das SV 
40 Bildungswerk relevante Themen behandeln zu können. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
3.Lesung 
 
Antrag A6 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
1 4 Angenommen

 
GO-Antrag auf Vorziehung des Antrags A1 

 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
A1 
AntragsstellerInnen: 
Antragstext: 

I. Thematisches 
2 
3 Berufsausbildung 
4 • Der Landesvorstand soll sich für eine Ausbildungsgarantie einsetzen. 
5 
6 Bildungsfinanzierung 



7 • Der Landesvorstand soll sich dafür einsetzen, dass das „Kopiergeld“ oder 
8 „Mediengeld“, das an Schulen erhoben wird, abgeschafft wird. 
9 • Der Landesvorstand soll sich weiterhin für Lernmittelfreiheit und kostenlose 
10 SchülerInnenbeförderung, z. B. in Form eines SchülerInnen-Dauer-Tickets einsetzen. 
11 • Der Landesvorstand soll sich weiterhin an der Debatte um Studiengebühren 
12 beteiligen und entsprechende Aktionen gegen Studiengebühren organisieren und 
13 selbst durchführen. 
14 • Der Landesvorstand setzt sich weiterhin für die Abschaffung jeglicher „versteckten 
15 Kosten“ in der Schule (z.B. Klassenfahrten/Lektüren) ein. 
16 • Bundeswehr an Schulen 
17 • Die Arbeit der Bundeswehr an Schulen soll seitens der LSV an den Schulen und 
18 öffentlich stärker thematisiert werden. 
19 • Der Landesvorstand soll sich gegen das Kooperationsabkommen zwischen dem 
20 Bundesministerium der Verteidigung und dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft, 
21 Weiterbildung und Kultur einsetzten. Hierbei soll mit den Landtagsfraktionen eine 
22 Zusammenarbeit angestrebt werden auf parlamentarischer Ebene. Für die Arbeit 
23 außerhalb der parlamentarischen Ebene und in der Zusammenarbeit mit anderen 
24 Verbänden gilt entsprechendes. 
25 
26 Demokratisierung 
27 • Der Landesvorstand soll sich dafür einsetzen, dass die Kreis- und Stadt-SVen ein 
28 Stimmrecht in den Schulträgerausschüssen erhalten und thematisiert dies. 
29 • Der Landesvorstand soll für die finanzielle Unterstützung des 
30 Landesdemokratietages sorgen und engagiert sich inhaltlich bei dessen Vorbereitung 
31 in der Steuergruppe. 
32 • Der Landesvorstand soll sich in einem möglichen Rat für Demokratiepädagogik 
33 beteiligen und dafür sorgen, dass nicht nur über SchülerInnen / Kinder und 
34 Jugendliche, sondern auch mit ihnen gesprochen und entschieden wird. 
35 • Der Landesvorstand soll in Zusammenarbeit mit dem PL eine Broschüre mit 
36 Informationen zum Aufbau zu demokratischen Strukturen in Schulen entwickeln. 
37 • Der Landesvorstand soll ausgewählte Projekte und Demonstrationen zum Thema 
38 „Wahlalter 16“ unterstützen. 
39 Die Mitgliedschaft im Bündnis für Politik 39 und Meinungsfreiheit (bpm) soll wieder 
40 aufgelebt werden. 
41 • Der Landesvorstand soll sich am „forum I neue bildung“ beteiligen und die 



42 Beziehung intensivieren. 
43 
44 Inklusion 
45 • Die Einbindung der SVen von Förder-, Real- und Berufsbildenden Schulen in die 
46 Arbeit der LSV und der Kreis- und Stadt-SVen soll besonders gefördert werden. 
47 • Der Landesvorstand soll, u. a. durch Pressearbeit, Aufklärungsarbeit und in 
48 Gremien, den Pädagogik-Modulen an Schwerpunktschulen besondere 
49 Aufmerksamkeit widmen. 
50 • Der Landesvorstand soll den 2. Landesinklusionstag unterstützen. 
51 
52 Flüchtlingspolitik 
53 • Der Landesvorstand setzt sich dafür ein, mit anderen Organisationen / 
54 gemeinnützigen Vereinen eine Kooperation einzugehen, die sich für Flüchtlinge 
55 einsetzen. 
56 
57 Antirassismus 
58 • Der Landesvorstand soll für die Bereitstellung von Infomaterialien sorgen. Diese 
59 sollen den Kreis und Stadt-SVen zugänglich gemacht werden. 
60 • Der Landesvorstand soll ausgewählte Demonstrationen und Aktionen gegen 
61 Rassismus unterstützen. 
62 • Mindestens ein Vorstandsmitglied soll regelmäßig die Treffen des Netzwerks für 
63 Demokratie und Courage besuchen. 
64 • Der Landesvorstand soll eine Kooperation mit „Bündnis gegen Rechts“ eingehen. 
65  
66 Datenschutz 
67 • Der Landesvorstand soll auf die Abschaffung von „Pädagogischen Schulnetzwerken“, 
68 die Zensur und Kontrolle von SchülerInnen ermöglichen, wie z. B. MNS+, hinwirken. 
69 
70 Sexualität 
71 • Der Landesvorstand soll sich um eine bessere Aufklärung im Allgemeinen, sowie an 
72 Schulen im Besonderen bemühen. 
73 • Mindestens ein CSD in RLP sowie die Sommerschwüle sollen von der LSV unterstützt 
74 werden. 
75 • Die LSV soll sich weiterhin für eine Überarbeitung der Sexualkunderichtlinien 
76 einsetzten. 



77 • In Zusammenarbeit mit Jugend gegen Aids e.V. und dem Förderverein sollten 
78 mehrere Kooperationen (z. B. auf LSKen oder bei Seminaren) entstehen. 
79 • Die Zusammenarbeit mit „SchLAu RLP“ soll bestehen bleiben. 
80 • Der Landesvorstand soll einen Workshop zu Antisexismus und Feminismus 
81 vorbereiten. 
82 • Die Gleichberechtigung von allen Gendern in der LSV soll gefördert werden. 
83 
84 Umwelt 
85 • Der Landesvorstand soll sich stärker um Umwelterziehung bemühen, den Kontakt 
86 zur BUND-Jugend stärken und ausgewählte Projekte unterstützen. 
87 
88 
89 
90 
91 
92II. Strukturstärkung 
93 
94 SV-Bildung 
95 • Der Landesvorstand soll in Kooperation mit dem SV-Bildungswerk auf die Entstehung 
96 und Förderung eines regionalen SV-BeraterInnen-Netzwerks in RLP, zum Zwecke der 
97 Aufklärung über SchülerInnenrechte und Beteiligungsformen für SchülerInnen sowie 
98 zur inhaltlichen Hilfe für SchülerInnenvertretungen auf allen Ebenen bei der 
99 Planung und Durchführung von Projekten, hinarbeiten. 
100 • Der Landesvorstand soll sich um Wissen über rechtliche Grundlagen der SV-Arbeit 
101 bemühen und sich von Ehemaligen ein Seminar hierzu geben lassen. 
102 • Der Landesvorstand soll darauf hinarbeiten, dass die SchülerInnen durch den 
103 Sozialkundeunterricht (alternativ über die VertrauenslehrerInnen) über ihre Rechte 
104 und Pflichten aufgeklärt werden. Ebenso sollen die Partizipationsmöglichkeiten von 
105 SchülerInnen in der Schule aufgezeigt werden. Dies kann durch eine angestrebte 
106 gesetzliche Reglementierung erreicht werden. 
107 • Es sollen regionale Treffen der SchülerInnenvertretungen stattfinden, bei denen die 
108 SchülerInnen über ihre Rechte informiert werden. 
109 • Der Landesvorstand soll darauf hinwirken, dass es künftig Fortbildungen für SVen 
110 und VerbindungslehrerInnen im Institut für schulische Fortbildung (LfB) gibt. Dafür 
111 sollen Gelder aus dem Landeshaushalt bereitgestellt werden und ein 



112 Seminarkonzept in enger Zusammenarbeit zwischen LSV, MBWWK und dem 
113 Pädagogischen Landesinstitut (PL) erstellt werden. 
114 
115Kreis- und Stadt-SVen 
116 • Der Landesvorstand soll eine langfristiges „Paten-System“ der Kreis- und Stadt-SVen 
117 untereinander etablieren. 
118 • Der Landesvorstand soll alle zwei Monate einen „Themenmonat“ zu einem aktuellen 
119 bildungs-oder gesellschaftspolitischen Thema gestalten. Den Kreis- und Stadt-SVen 
120 soll in dessen Rahmen Informationen, Module und ReferentInnen für 
121 themenbezogene Workshops zur Verfügung stehen. 
122 • Bei dem Aufbau soll der Landesvorstand die Aktiven vor Ort durch Mobilisierung, 
123 Einladung zu den Treffen, Anwesenheit und Moderation bei Sitzungen unterstützen. 
124 Dabei soll darauf hingearbeitet werden, dass diese Aufgaben von den Vorständen 
125 selbstständig übernommen werden und nur noch Kontakt per E-Mail notwendig ist. 
126 • Zu Beginn des Schuljahres 2016/17 soll mindestens ein Fortbildungsseminar für alle 
127 Aktiven (schwerpunktmäßig: Aktive auf kommunaler Ebene) organisiert werden. 
128 • Bei allen Basisangelegenheiten ist der Landesrat durch den Landesvorstand und die 
129 Bundesdelegation nach Absprache zu Beteiligen. 
130 
131 Landesarbeitskreise 
132 • Der Landesvorstand soll die neu entstehenden LAKe im Aufbau unterstützen und im 
133 Rahmen der eigenen Möglichkeiten an Sitzungen und Projekten teilnehmen. 
134 Insbesondere sollen BasisschülerInnen zur Mitwirkung in den LAKen motiviert 
135 werden. Es sollen regelmäßige Treffen stattfinden. 
136 
137Bundesebene 
138 • Die Bundesdelegation soll sich für eine bundesweite Interessenvertretung von 
139 SchülerInnen einsetzen. Dies soll in Form eines aktionsbedingten bundesweiten 
140 Vernetzungsbündnisses geschehen. Die bundesweiten Vernetzungstreffen der 
141 LandesschülerInnenvertretungen sollen besucht und dabei kritisch begleitet werden, 
142 vor allem in Bezug auf die Mitwirkung aller LSVen hinsichtlich einer bundesweiten 
143 SchülerInnenvertretung. 
Die Bundesdelegation soll die Sinnhaftigkeit 144 eines Beitritts der bundesweiten SV145 
Struktur in die europäische SchülerInnenvereinigung (OBESSU) prüfen und ggf. 
146 zeitnah vorbereiten, ausverhandeln und vollziehen. 



147 • Die LSKen der anderen Bundesländer sollen regelmäßig besucht werden. Außerdem 
148 sollen die LSVen der anderen Bundesländer zu unseren LSKen eingeladen werden. 
149 • Die Bundesdelegation möge anstreben, eine BSK im nächsten Geschäftsjahr 
150 auszurichten. 
151 
152 
153 III. Öffentlichkeitsarbeit 
154 
155 Publikationen 
156 • Ein Landesvorstandsmitglied soll sich um den Kontakt zur Redaktion des Lichtblicks 
157 kümmern und dafür sorgen, dass eine Ausgabe während der Amtszeit erstellt wird. 
158 Dabei soll verstärkt auf die Mitarbeit von SchülerInnen gesetzt werden, die nicht im 
159 Redaktionsteam sind, aber Interesse am Schreiben von einzelnen Artikeln haben. 
160 Hier soll auch die Möglichkeit der Basisbeteiligung (zum Beispiel in Form von 
161 LeserInnenbriefen) gefördert werden. 
162 • Mindestens zwei Mitglieder des Landesvorstandes sollen sich um die Fertigstellung 
163 der aktuellen Vorlage des SV-Handbuchs kümmern. Ihnen steht es dabei frei, 
164 weitere ExpertInnen, (Nicht-)SchülerInnen und vor allem Ehemalige Artikel 
165 schreiben zu lassen. 
166 • Der Landesvorstand soll sich um die Produktion von Merchandise kümmern, z. B. 
167 Kugelschreiber, Aufkleber, Feuerzeuge, T-Shirts, Spuckis. 
168 • Der Landesvorstand soll weitere wichtige Publikationen erstellen, wie z. B. Plakate 
169 mit Zitaten aus Vorschriften/Gesetzen, die grundlegende Rechte von SchülerInnen 
170 erklären. 
171 Der Landesvorstand soll mindestens alle zwei Monate „SV-Tipps“ über den E-Mail- 
172 Verteiler verschicken. Die „SV-Tipps“ leisten den SVen konkrete Unterstützung für 
173 die Arbeit an ihrer Schule, indem sie Tipps, Hinweise und Erläuterungen zur SV174 
Praxis geben. Der Text soll via E-Mail als PDF Dokument angehängt werden, was das 
175 leichte Ausdrucken und Abheften ermöglicht, und außerdem auf der Homepage 
176 veröffentlicht werden. Nach Veröffentlichung des SV-Tipp Z sollen weiterhin 
177 monatlich „SV-Tipps“ ohne alphabetische Reihenfolge verschickt werden. 
178 
179 Pressearbeit 
180 • Ein Landesvorstandsmitglied (Pressereferat) soll dafür sorgen, dass mindestens 
181 jeden Monat eine Pressemitteilung zu Themen der LSV und aktuellen Debatten 



182 herausgegeben wird. Zu aktuellen Debatten sollen entsprechend mehr PMs 
183 veröffentlicht werden. 
184 • Die Pressekonferenzen des MBWWK und anderer Bildungsverbände sollen so oft wie 
185 möglich besucht werden. 
186 • Der Landesvorstand soll sich darum bemühen, dass der Kontakt zu den öffentlichen 
187 Medien ausgebaut und erweitert wird und Termine und Veranstaltungen der LSV in 
188 der Öffentlichkeit wahrgenommen werden. 
189 • Der Landesvorstand soll auch im Bereich der Pressearbeit die Kooperation mit 
190 anderen Organisationen und Verbänden suchen und gemeinsam auf Probleme 
191 aufmerksam machen, z. B. mit der GEW und dem LEB. 
192 
193 Leichte Sprache 
194 • Der Landesvorstand trägt Sorge für die „Übersetzung“ von LSV-Publikationen in 
195 „Leichte Sprache“. Noch in diesem Geschäftsjahr soll der Landesvorstand die 
196 Übersetzung des Grundsatzprogrammes 196 in leichte Sprache realisieren und sich um 
197 eine Förderung des Projekts bemühen. 
198 • Der Landesvorstand setzt sich für Leichte Sprache auf LSKen und für diskretere 
199 Fragemethoden ein (z. B.: Fragebox). 
200 
201 Rechtsausschuss 
202 • Der Landesvorstand richtet einen Rechtsausschuss ein, der sich um Stellungnahmen 
203 kümmert. 
204 
205 
206 IV. Aktionen 
207 
208 RiSiKo‘17 
209 • Der Landesvorstand soll zusammen mit dem „Landesarbeitskreis RiSiKo“ einen 
210 landesweiten SchülerInnenkongress organisieren. Dieser soll an einem Wochenende 
211 zwischen Mai und Oktober 2017 stattfinden. Es soll zudem ein Vor- oder Nachbeben 
212 stattfinden. Die Finanzierung soll eng mit dem Landesrat und dem Vorstand des 
213 LSV-Fördervereins abgestimmt werden. 
214 
215 Ehemaligentreffen 
216 • Die LSV veranstaltet ein Ehemaligentreffen. 



217 • Der Landesvorstand setzt sich dafür ein, wieder Geldmittel für das Treffen zu 
218 organisieren. 
219 
220 
221V. Gremienarbeit 
222 
223 Förderverein 
224 • Der Landesvorstand soll mit dem Förderverein zusammenarbeiten, z. B. bei 
225 Seminaren und Wettbewerben. 
226 
227 Kontakte 
228 • Der Landesvorstand soll nach Möglichkeit zu folgenden Organisationen bzw. 
229 Gremien Kontakt aufbauen bzw. diesen verbessern: 
230 o den politischen Organisationen, Verbänden und Parteien 
231 o dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur (MBWWK) 
232 o dem Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen (MIFKJF) 
233 o dem Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten 
234 (MULEWF) 
235 o den LandesschülerInnenvertretungen anderer Bundesländer 
236 o den LehrerInnengewerkschaften und –Verbänden 
237 o Studierendenvertretungen 
238 o SchülerInnenvertretungen 
239 o Kreis- und Stadt-SVen/Landesrat der LSV RLP 
240 o dem LSV-Förderverein 
241 o der DGB-Jugend 
242 o SV-Bildungswerk 
243 o Organizing Bureau of European School Student Unions (OBESSU) 
244 o SchLAu RLP 
245 o dem Deutschen Hanf Verband (DHV) 
246 o Jugend gegen Aids e.V. (JGA) 
247 o BUND-Jugend 
248 Das Basisreferat versendet mindestens ei 248 nmal pro Quartal eine Info-Mail an die 
249 oben genannten Verbände und Organisationen und weitere, in der über aktuelle 
250 Projekte und die Arbeit der LSV informiert wird. 



251 • Die LSV setzt sich für die Konstituierung eines Zusammenschlusses von 
252 parteiunabhängigen bildungspolitischen Organisationen aus Rheinland-Pfalz ein. 
253 • Durch den Kontakt zu anderen SV-Bildungsorganisationen soll ein reger Austausch 
254 über SV-Bildungsmaßnahmen entstehen. Auch die Durchführung gemeinsamer 
255 Projekte (z. B. SV-Seminare) soll angestrebt werden. Dies soll langfristig zur 
256 Erarbeitung von SV-Bildungsstandards führen. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
ÄA1: 
AntragsstellerIn: Jamins Polusik 
Änderung: 

Inklusion: 
- Der Landesvorstand soll vor allem Kreis-SVen unterstützen Förderschulen mit einzubinden in den Sitzungen und dazu eine 

Veranstaltung machen 
 
ÄA2 

 zurückgezogen 
 
ÄA3: 
AntragsstellerIn: Eric Funk 
Änderung: 
Streichen: „Bündnis gegen Rechts“ 
Ersetzen: „Bündnis für Vielfalt und Toleranz RLP“ 
 
ÄA4: 
AntragsstellerIn:  Jasmin Polusik 
Änderung: 
 Bundesebene: 

Punkt 2 (…) Falls es in naher Zeit nicht möglich ist als BSK beizutreten sollen wir als LSV RLP dies sonst machen. 
 
ÄA5: 
AntragsstellerIn:  Daniel Ternes 
Änderung: 



Streichung: 
 Bildungsfinanzierung 

o Bundeswehr an Schulen 
Ersetzen: 
 Bildungsfinanzierung 

o Der LaVo soll sich gemäß der Beschlusslage des LSV gegen den Besuch von Schulen durch die Bundeswehr einsetzen 
 
ÄA6: 
AntragsstellerIn: 
Änderung: 
Streichen: Z.144-146 
Ersetzen: 

Die Bundesdelegation soll sich aktiv für den Beitritt der bundesweiten SV-Struktur in die europäische SchülerInnenvereinigung 
(OBESSU) einsetzen und ihn zeitnah vorbereiten, ausverhandeln und vollziehen 

 
ÄA7: 
AntragsstellerIn: 
Änderung: 
 Z.16 ( als Überschrift; nicht als einzelner Punkt) 
 
3.Lesung 
 
Geänderter Antragstext: 

1 I. Thematisches 
2 
3 Berufsausbildung 
4 • Der Landesvorstand soll sich für eine Ausbildungsgarantie einsetzen. 
5 
6 Bildungsfinanzierung 
7 • Der Landesvorstand soll sich dafür einsetzen, dass das „Kopiergeld“ oder 
8 „Mediengeld“, das an Schulen erhoben wird, abgeschafft wird. 
9 • Der Landesvorstand soll sich weiterhin für Lernmittelfreiheit und kostenlose 
10 SchülerInnenbeförderung, z. B. in Form eines SchülerInnen-Dauer-Tickets einsetzen. 
11 • Der Landesvorstand soll sich weiterhin an der Debatte um Studiengebühren 
12 beteiligen und entsprechende Aktionen gegen Studiengebühren organisieren und 



13 selbst durchführen. 
14 • Der Landesvorstand setzt sich weiterhin für die Abschaffung jeglicher „versteckten 
15 Kosten“ in der Schule (z.B. Klassenfahrten/Lektüren) ein. 
16 
17 Bundeswehr an Schulen 
18 •Der LaVo soll sich gemäß der Beschlusslage des LSV gegen den Besuch von Schulen durch die Bundeswehr einsetzen 
19 • Die Arbeit der Bundeswehr an Schulen soll seitens der LSV an den Schulen und 
20 öffentlich stärker thematisiert werden. 
21 • Der Landesvorstand soll sich gegen das Kooperationsabkommen zwischen dem 
22 Bundesministerium der Verteidigung und dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft, 
23 Weiterbildung und Kultur einsetzten. Hierbei soll mit den Landtagsfraktionen eine 
24 Zusammenarbeit angestrebt werden auf parlamentarischer Ebene. Für die Arbeit 
25 außerhalb der parlamentarischen Ebene und in der Zusammenarbeit mit anderen 
26 Verbänden gilt entsprechendes. 
27 
28 Demokratisierung 
29 • Der Landesvorstand soll sich dafür einsetzen, dass die Kreis- und Stadt-SVen ein 
30 Stimmrecht in den Schulträgerausschüssen erhalten und thematisiert dies. 
31 • Der Landesvorstand soll für die finanzielle Unterstützung des 
32 Landesdemokratietages sorgen und engagiert sich inhaltlich bei dessen Vorbereitung 
33 in der Steuergruppe. 
34 • Der Landesvorstand soll sich in einem möglichen Rat für Demokratiepädagogik 
35 beteiligen und dafür sorgen, dass nicht nur über SchülerInnen / Kinder und 
36 Jugendliche, sondern auch mit ihnen gesprochen und entschieden wird. 
37 • Der Landesvorstand soll in Zusammenarbeit mit dem PL eine Broschüre mit 
38 Informationen zum Aufbau zu demokratischen Strukturen in Schulen entwickeln. 
39 • Der Landesvorstand soll ausgewählte Projekte und Demonstrationen zum Thema 
40 „Wahlalter 16“ unterstützen. 
41 Die Mitgliedschaft im Bündnis für Politik 39 und Meinungsfreiheit (bpm) soll wieder 
42 aufgelebt werden. 
43 • Der Landesvorstand soll sich am „forum I neue bildung“ beteiligen und die 
44 Beziehung intensivieren. 
45 
46 Inklusion 
47 • Die Einbindung der SVen von Förder-, Real- und Berufsbildenden Schulen in die 



48 Arbeit der LSV und der Kreis- und Stadt-SVen soll besonders gefördert werden. 
49 • Der Landesvorstand soll, u. a. durch Pressearbeit, Aufklärungsarbeit und in 
50 Gremien, den Pädagogik-Modulen an Schwerpunktschulen besondere 
51 Aufmerksamkeit widmen. 
52 • Der Landesvorstand soll den 2. Landesinklusionstag unterstützen. 
53 • Der Landesvorstand soll vor allem Kreis-SVen unterstützen Förderschulen mit einzubinden in den Sitzungen und dazu eine  
54  Veranstaltung machen 
55 
56 Flüchtlingspolitik 
57 • Der Landesvorstand setzt sich dafür ein, mit anderen Organisationen / 
58 gemeinnützigen Vereinen eine Kooperation einzugehen, die sich für Flüchtlinge 
59 einsetzen. 
60 
61 Antirassismus 
62 • Der Landesvorstand soll für die Bereitstellung von Infomaterialien sorgen. Diese 
63 sollen den Kreis und Stadt-SVen zugänglich gemacht werden. 
64 • Der Landesvorstand soll ausgewählte Demonstrationen und Aktionen gegen 
65 Rassismus unterstützen. 
67 • Mindestens ein Vorstandsmitglied soll regelmäßig die Treffen des Netzwerks für 
68 Demokratie und Courage besuchen. 
69 • Der Landesvorstand soll eine Kooperation mit „Bündnis für Vielfalt und Toleranz RLP“ eingehen. 
70  
71 Datenschutz 
72 • Der Landesvorstand soll auf die Abschaffung von „Pädagogischen Schulnetzwerken“, 
73 die Zensur und Kontrolle von SchülerInnen ermöglichen, wie z. B. MNS+, hinwirken. 
74 
75 Sexualität 
76 • Der Landesvorstand soll sich um eine bessere Aufklärung im Allgemeinen, sowie an 
77 Schulen im Besonderen bemühen. 
78 • Mindestens ein CSD in RLP sowie die Sommerschwüle sollen von der LSV unterstützt 
79 werden. 
80 • Die LSV soll sich weiterhin für eine Überarbeitung der Sexualkunderichtlinien 
81 einsetzten. 
82 • In Zusammenarbeit mit Jugend gegen Aids e.V. und dem Förderverein sollten 
83 mehrere Kooperationen (z. B. auf LSKen oder bei Seminaren) entstehen. 



84 • Die Zusammenarbeit mit „SchLAu RLP“ soll bestehen bleiben. 
85 • Der Landesvorstand soll einen Workshop zu Antisexismus und Feminismus 
86 vorbereiten. 
87 • Die Gleichberechtigung von allen Gendern in der LSV soll gefördert werden. 
88 
89 Umwelt 
90 • Der Landesvorstand soll sich stärker um Umwelterziehung bemühen, den Kontakt 
91 zur BUND-Jugend stärken und ausgewählte Projekte unterstützen. 
92 
93 
94 
95 
96 
97II. Strukturstärkung 
98 
99 SV-Bildung 
100 • Der Landesvorstand soll in Kooperation mit dem SV-Bildungswerk auf die Entstehung 
101und Förderung eines regionalen SV-BeraterInnen-Netzwerks in RLP, zum Zwecke der 
102Aufklärung über SchülerInnenrechte und Beteiligungsformen für SchülerInnen sowie 
103zur inhaltlichen Hilfe für SchülerInnenvertretungen auf allen Ebenen bei der 
104Planung und Durchführung von Projekten, hinarbeiten. 
105 • Der Landesvorstand soll sich um Wissen über rechtliche Grundlagen der SV-Arbeit 
106 bemühen und sich von Ehemaligen ein Seminar hierzu geben lassen. 
107 • Der Landesvorstand soll darauf hinarbeiten, dass die SchülerInnen durch den 
108 Sozialkundeunterricht (alternativ über die VertrauenslehrerInnen) über ihre Rechte 
109 und Pflichten aufgeklärt werden. Ebenso sollen die Partizipationsmöglichkeiten von 
110 SchülerInnen in der Schule aufgezeigt werden. Dies kann durch eine angestrebte 
111 gesetzliche Reglementierung erreicht werden. 
112 • Es sollen regionale Treffen der SchülerInnenvertretungen stattfinden, bei denen die 
113 SchülerInnen über ihre Rechte informiert werden. 
114 • Der Landesvorstand soll darauf hinwirken, dass es künftig Fortbildungen für SVen 
115 und VerbindungslehrerInnen im Institut für schulische Fortbildung (LfB) gibt. Dafür 
116 sollen Gelder aus dem Landeshaushalt bereitgestellt werden und ein 
117 Seminarkonzept in enger Zusammenarbeit zwischen LSV, MBWWK und dem 
118 Pädagogischen Landesinstitut (PL) erstellt werden. 



119 
120Kreis- und Stadt-SVen 
121 • Der Landesvorstand soll eine langfristiges „Paten-System“ der Kreis- und Stadt-SVen 
122 untereinander etablieren. 
123 • Der Landesvorstand soll alle zwei Monate einen „Themenmonat“ zu einem aktuellen 
124 bildungs-oder gesellschaftspolitischen Thema gestalten. Den Kreis- und Stadt-SVen 
125 soll in dessen Rahmen Informationen, Module und ReferentInnen für 
126 themenbezogene Workshops zur Verfügung stehen. 
127 • Bei dem Aufbau soll der Landesvorstand die Aktiven vor Ort durch Mobilisierung, 
128 Einladung zu den Treffen, Anwesenheit und Moderation bei Sitzungen unterstützen. 
129 Dabei soll darauf hingearbeitet werden, dass diese Aufgaben von den Vorständen 
130 selbstständig übernommen werden und nur noch Kontakt per E-Mail notwendig ist. 
131 • Zu Beginn des Schuljahres 2016/17 soll mindestens ein Fortbildungsseminar für alle 
132 Aktiven (schwerpunktmäßig: Aktive auf kommunaler Ebene) organisiert werden. 
133 • Bei allen Basisangelegenheiten ist der Landesrat durch den Landesvorstand und die 
134 Bundesdelegation nach Absprache zu Beteiligen. 
135 
136 Landesarbeitskreise 
137 • Der Landesvorstand soll die neu entstehenden LAKe im Aufbau unterstützen und im 
138 Rahmen der eigenen Möglichkeiten an Sitzungen und Projekten teilnehmen. 
139 Insbesondere sollen BasisschülerInnen zur Mitwirkung in den LAKen motiviert 
140 werden. Es sollen regelmäßige Treffen stattfinden. 
141 
142Bundesebene 
143 • Die Bundesdelegation soll sich für eine bundesweite Interessenvertretung von 
144 SchülerInnen einsetzen. Dies soll in Form eines aktionsbedingten bundesweiten 
145 Vernetzungsbündnisses geschehen. Die bundesweiten Vernetzungstreffen der 
146 LandesschülerInnenvertretungen sollen besucht und dabei kritisch begleitet werden, 
147 vor allem in Bezug auf die Mitwirkung aller LSVen hinsichtlich einer bundesweiten 
148 SchülerInnenvertretung.Die Bundesdelegation soll die Sinnhaftigkeit  
149 eines Beitritts der bundesweiten SV 
150 Struktur in die europäische SchülerInnenvereinigung (OBESSU) prüfen und ggf. 
151 zeitnah vorbereiten, ausverhandeln und vollziehen. Falls es in naher Zeit nicht möglich 
152 ist als BSK beizutreten sollen wir als LSV RLP    dies sonst machen. 
153 • Die LSKen der anderen Bundesländer sollen regelmäßig besucht werden. Außerdem 



154 sollen die LSVen der anderen Bundesländer zu unseren LSKen eingeladen werden. 
155 • Die Bundesdelegation möge anstreben, eine BSK im nächsten Geschäftsjahr 
156 auszurichten. 
157 
158 
159 III. Öffentlichkeitsarbeit 
160 
161 Publikationen 
162 • Ein Landesvorstandsmitglied soll sich um den Kontakt zur Redaktion des Lichtblicks 
163 kümmern und dafür sorgen, dass eine Ausgabe während der Amtszeit erstellt wird. 
164 Dabei soll verstärkt auf die Mitarbeit von SchülerInnen gesetzt werden, die nicht im 
165 Redaktionsteam sind, aber Interesse am Schreiben von einzelnen Artikeln haben. 
166 Hier soll auch die Möglichkeit der Basisbeteiligung (zum Beispiel in Form von 
167 LeserInnenbriefen) gefördert werden. 
168 • Mindestens zwei Mitglieder des Landesvorstandes sollen sich um die Fertigstellung 
169 der aktuellen Vorlage des SV-Handbuchs kümmern. Ihnen steht es dabei frei, 
170 weitere ExpertInnen, (Nicht-)SchülerInnen und vor allem Ehemalige Artikel 
171 schreiben zu lassen. 
172 • Der Landesvorstand soll sich um die Produktion von Merchandise kümmern, z. B. 
173 Kugelschreiber, Aufkleber, Feuerzeuge, T-Shirts, Spuckis. 
174 • Der Landesvorstand soll weitere wichtige Publikationen erstellen, wie z. B. Plakate 
175 mit Zitaten aus Vorschriften/Gesetzen, die grundlegende Rechte von SchülerInnen 
176 erklären. 
177 Der Landesvorstand soll mindestens alle zwei Monate „SV-Tipps“ über den E-Mail- 
178 Verteiler verschicken. Die „SV-Tipps“ leisten den SVen konkrete Unterstützung für 
179 die Arbeit an ihrer Schule, indem sie Tipps, Hinweise und Erläuterungen zur SV 
180 Praxis geben. Der Text soll via E-Mail als PDF Dokument angehängt werden, was das 
181 leichte Ausdrucken und Abheften ermöglicht, und außerdem auf der Homepage 
182 veröffentlicht werden. Nach Veröffentlichung des SV-Tipp Z sollen weiterhin 
183 monatlich „SV-Tipps“ ohne alphabetische Reihenfolge verschickt werden. 
184 
185 Pressearbeit 
186 • Ein Landesvorstandsmitglied (Pressereferat) soll dafür sorgen, dass mindestens 
187 jeden Monat eine Pressemitteilung zu Themen der LSV und aktuellen Debatten 
188 herausgegeben wird. Zu aktuellen Debatten sollen entsprechend mehr PMs 



189 veröffentlicht werden. 
190 • Die Pressekonferenzen des MBWWK und anderer Bildungsverbände sollen so oft wie 
191 möglich besucht werden. 
192 • Der Landesvorstand soll sich darum bemühen, dass der Kontakt zu den öffentlichen 
193 Medien ausgebaut und erweitert wird und Termine und Veranstaltungen der LSV in 
194der Öffentlichkeit wahrgenommen werden. 
195 • Der Landesvorstand soll auch im Bereich der Pressearbeit die Kooperation mit 
196 anderen Organisationen und Verbänden suchen und gemeinsam auf Probleme 
197 aufmerksam machen, z. B. mit der GEW und dem LEB. 
198 
199 Leichte Sprache 
200 • Der Landesvorstand trägt Sorge für die „Übersetzung“ von LSV-Publikationen in 
201 „Leichte Sprache“. Noch in diesem Geschäftsjahr soll der Landesvorstand die 
202 Übersetzung des Grundsatzprogrammes 196 in leichte Sprache realisieren und sich um 
203 eine Förderung des Projekts bemühen. 
204 • Der Landesvorstand setzt sich für Leichte Sprache auf LSKen und für diskretere 
205 Fragemethoden ein (z. B.: Fragebox). 
206 
207 Rechtsausschuss 
208 • Der Landesvorstand richtet einen Rechtsausschuss ein, der sich um Stellungnahmen 
209 kümmert. 
210 
211 
212 IV. Aktionen 
213 
214 RiSiKo‘17 
215 • Der Landesvorstand soll zusammen mit dem „Landesarbeitskreis RiSiKo“ einen 
216 landesweiten SchülerInnenkongress organisieren. Dieser soll an einem Wochenende 
217 zwischen Mai und Oktober 2017 stattfinden. Es soll zudem ein Vor- oder Nachbeben 
218 stattfinden. Die Finanzierung soll eng mit dem Landesrat und dem Vorstand des 
219 LSV-Fördervereins abgestimmt werden. 
220 
221 Ehemaligentreffen 
222 • Die LSV veranstaltet ein Ehemaligentreffen. 
223 • Der Landesvorstand setzt sich dafür ein, wieder Geldmittel für das Treffen zu 



224 organisieren. 
225 
226 
227V. Gremienarbeit 
228 
229 Förderverein 
230 • Der Landesvorstand soll mit dem Förderverein zusammenarbeiten, z. B. bei 
231 Seminaren und Wettbewerben. 
232 
233 Kontakte 
234 • Der Landesvorstand soll nach Möglichkeit zu folgenden Organisationen bzw. 
235 Gremien Kontakt aufbauen bzw. diesen verbessern: 
236 o den politischen Organisationen, Verbänden und Parteien 
237 o dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur (MBWWK) 
238 o dem Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen (MIFKJF) 
239 o dem Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten 
240 (MULEWF) 
241 o den LandesschülerInnenvertretungen anderer Bundesländer 
242 o den LehrerInnengewerkschaften und –Verbänden 
243 o Studierendenvertretungen 
244 o SchülerInnenvertretungen 
245 o Kreis- und Stadt-SVen/Landesrat der LSV RLP 
246 o dem LSV-Förderverein 
247 o der DGB-Jugend 
248 o SV-Bildungswerk 
249 o Organizing Bureau of European School Student Unions (OBESSU) 
250 o SchLAu RLP 
251 o dem Deutschen Hanf Verband (DHV) 
252 o Jugend gegen Aids e.V. (JGA) 
253 o BUND-Jugend 
254 Das Basisreferat versendet mindestens ei 248 nmal pro Quartal eine Info-Mail an die 
255 oben genannten Verbände und Organisationen und weitere, in der über aktuelle 
256 Projekte und die Arbeit der LSV informiert wird. 
257 • Die LSV setzt sich für die Konstituierung eines Zusammenschlusses von 



258 parteiunabhängigen bildungspolitischen Organisationen aus Rheinland-Pfalz ein. 
259 • Durch den Kontakt zu anderen SV-Bildungsorganisationen soll ein reger Austausch 
260 über SV-Bildungsmaßnahmen entstehen. Auch die Durchführung gemeinsamer 
261 Projekte (z. B. SV-Seminare) soll angestrebt werden. Dies soll langfristig zur 
262 Erarbeitung von SV-Bildungsstandards führen. 

 
Antrag A1 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  Wird von AntragsstellerInnen übernommen
ÄA2  zurückgezogen
ÄA3  Wird von AntragsstellerInnen übernommen
ÄA4  Wird von AntragsstellerInnen übernommen
ÄA5  Wird von AntragsstellerInnen übernommen
ÄA6  Wird von AntragsstellerInnen übernommen
ÄA7  Wird von AntragsstellerInnen übernommen
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
2 2 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag Vorziehen von Antrag U1 

 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

GO-Antrag auf 5min Pause 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Mehrheit  auf 

Sicht 
1 4 Angenommen

U1 wurde zurückgezogen 
Judith Lebski verlässt Präsidium 
Daniel Ternes übernimmt Präsidium 
Alexander Holland verlässt Antragskommission 
Simon Smolaczyk betritt Antragskommission 
 
S1 
AntragsstellerInnen: Alexander Holland 
Antragstext: 

Die 66. LSK möge folgende Satzungsänderung beschließen: 



1 V. Der Landesrat (LaRa) 
2 
3 Ändere: 
4 „37. Der Landesrat ist das höchste beschlussfassende Organ zwischen den LSKen.“ 
5 
6 In: 
7 „37. Der Landesrat ist das höchste beratende Organ der LSKen und des 
8 Landesvorstandes.“ 
9 
10 
11 Ändere: 
12 „38. Der Landesrat (LaRa) setzt sich aus 36 gleichberechtigten Vorstandsmitgliedern 
13 der Kreis- und StadtschülerInnenvertretungen zusammen. Jede Kreis- und 
14 StadtschülerInnenvertretung verfügt im Landesrat über eine Stimme. Mitglieder des 
15 LaVos können nicht dem LaRa angehören.“ 
16 
17 In: 
18 „38. Der Landesrat (LaRa) setzt sich aus 36 gleichberechtigten Mitgliedern der 
19 Kreis- und StadtschülerInnenvertretungen zusammen, die durch die entsprechenden 
20 Kreis- und StadtschülerInnenvertretungen gewählt werden. Jede Kreis- und 
21 StadtschülerInnenvertretung verfügt im LaRa über eine Stimme. Mitglieder des 
22 LaVos können nicht dem LaRa angehören.“ 
23 
24 
25 Ändere: 
26 „42. Zu den Aufgaben des LaRas gehört: 
27 a) die Beratung und Unterstützung des LaVos; 
28 b) die Kontrolle der laufenden Arbeit des LaVos; 
29 c) die Nachwahl einzelner Mitglieder des LaVos oder der Bundesebene; 
30 d) die Wahl eines provisorischen LaVos, sollte die Mehrheit des LaVos zurücktreten; 
31 e) die Beschlussfassung über den Haushalt und eventuelle Nachtragshaushalte der 
32 LSV.“ 
33 
34 In: 
35 „42. Zu den Aufgaben des LaRas gehört: 



36 a) die Beratung und Unterstützung des LaVos; 
37 b) die Kontrolle der laufenden Arbeit des LaVos; 
38 c) die provisorische Nachwahl einzelner Mitglieder des LaVos oder der Bundesebene, 
39 sofern keine ordentliche LSK zeitnah stattfindet. Die Wahlen sind durch eine LSK zu 
40 bestätigen; 
41 d) die Wahl eines provisorischen LaVos, sollte die Mehrheit des LaVos zurücktreten; 
42 e) die Beratung über den Haushalt und eventuelle Nachtragshaushalte der LSV, die 
43 einer LSK zur Beschlussfassung vorgelegt werden muss;  
44 f)die Beratung über Anträge an eine folgende LSK, um Beschlussempfehlungen 
45 abzugeben.“ 

 
1.Lesung 
 
Simon Smolaczyk verlässt Antragskommission 
Alexander Holland betritt Antragskommission 
 
GO-Antrag auf Stellungnahme der GF 

 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Verfahrensvorschlag auf Stellungnahme des ehemaligen FSJlers, da die GF nicht zur Verfügung steht 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit  auf 

Sicht 
0 7 Angenommen

 
Stellungnahme von Aaron Scheib 
2.Lesung 
 
Lea Rettig übernimmt Protokollierung 
 
ÄA1 
AntragsstellerIn: Dennis Feldmann 
Streiche:  -Z.18: Mitglieder 
  -Z.44-45 
Änderung:  



 -Z.18: Vorstandsmitglieder 
 -Z.8: „..., sowie Beratung und Beschlussfassung von vertagten Anträgen.“ 
 -Z.44-45: „Beschlussfassung über vertagte Anträge innerhalb des Grundsatzprogramms und Beratung anderer vertagter Anträge“ 
 Wird übernommen 

 
GO-Antrag zur Begrenzung der Redezeit auf 90 Sekunden für diesen Antrag 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit  auf 

Sicht 
6 8 Angenommen

 
ÄA2 
AntragsstellerInnen: Jasmin Polusik 
Antragstext: 
 42. d)… provisorischen LaVos und Bundesdelegation, sollte die Mehrheit des LaVos oder der Bundesdelegation zurücktreten; 
 Wird übernommen 

 
GO-Antrag auf Stellungnahme des LaVos 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit  auf 

Sicht 
0 11 Angenommen

 
GO-Antrag auf Schließung der RednerInnenliste 
 Keine Gegenrede 
 Wird angenommen 

 
Sachdienlicher Hinweis 
 
ÄA3 
AntragsstellerInnen: Dennis Feldmann 
Streiche:  -Z. 36-40 
  -Z.42-43 
 abgelehnt 

 
3.Lesung 
 



Geänderter Antragstext: 
Die 66. LSK möge folgende Satzungsänderung beschließen: 
1 V. Der Landesrat (LaRa) 
2 
3 Ändere: 
4 „37. Der Landesrat ist das höchste beschlussfassende Organ zwischen den LSKen.“ 
5 
6 In: 
7 „37. Der Landesrat ist das höchste beratende Organ der LSKen und des 
8 Landesvorstandes, sowie Beratung und Beschlussfassung von vertagten Anträgen.“ 
9 
10 
11 Ändere: 
12 „38. Der Landesrat (LaRa) setzt sich aus 36 gleichberechtigten Vorstandsmitgliedern 
13 der Kreis- und StadtschülerInnenvertretungen zusammen. Jede Kreis- und 
14 StadtschülerInnenvertretung verfügt im Landesrat über eine Stimme. Mitglieder des 
15 LaVos können nicht dem LaRa angehören.“ 
16 
17 In: 
18 „38. Der Landesrat (LaRa) setzt sich aus 36 gleichberechtigten Landesvorstandsmitglieder der 
19 Kreis- und StadtschülerInnenvertretungen zusammen, die durch die entsprechenden 
20 Kreis- und StadtschülerInnenvertretungen gewählt werden. Jede Kreis- und 
21 StadtschülerInnenvertretung verfügt im LaRa über eine Stimme. Mitglieder des 
22 LaVos können nicht dem LaRa angehören.“ 
23 
24 
25 Ändere: 
26 „42. Zu den Aufgaben des LaRas gehört: 
27 a) die Beratung und Unterstützung des LaVos; 
28 b) die Kontrolle der laufenden Arbeit des LaVos; 
29 c) die Nachwahl einzelner Mitglieder des LaVos oder der Bundesebene; 
30 d) die Wahl eines provisorischen LaVos, sollte die Mehrheit des LaVos zurücktreten; 
31 e) die Beschlussfassung über den Haushalt und eventuelle Nachtragshaushalte der 
32 LSV.“ 
33 



34 In: 
35 „42. Zu den Aufgaben des LaRas gehört: 
36 a) die Beratung und Unterstützung des LaVos; 
37 b) die Kontrolle der laufenden Arbeit des LaVos; 
38 c) die provisorische Nachwahl einzelner Mitglieder des LaVos oder der Bundesebene, 
39 sofern keine ordentliche LSK zeitnah stattfindet. Die Wahlen sind durch eine LSK zu 
40 bestätigen; 
41 d) die Wahl eines provisorischen LaVos und Bundesdelegation, sollte die Mehrheit des LaVos oder der Bundesdelegation zurücktreten; 
42 e) die Beratung über den Haushalt und eventuelle Nachtragshaushalte der LSV, die 
43 einer LSK zur Beschlussfassung vorgelegt werden muss ;  
44 f)Beschlussfassung über vertagte Anträge innerhalb des Grundsatzprogramms und Beratung anderer vertagter Anträge.“ 

 
 
Antrag S1 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  Wird übernommen
ÄA2  Wird übernommen
ÄA3 1 Mehrheit 

auf Sicht
13 Abgelehnt 

Endabstimmung 7 Mehrheit 
auf Sicht

18 Abgelehnt

 
Sachdienlicher Hinweis 
 
GO-Antrag auf Voziehung von A3 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 9 Mehrheit 

auf Sicht
18 Abgelehnt

 
Daniel Ternes verlässt das Präsidium 
Judith Lebski betritt das Präsidium 
 
Sachdienlicher Hinweis 
 
GO-Antrag auf Behandlung von nur der 1.Lesung von F1 und F2 vor der Pause und restlicher Behandlung innerhalb des Frauenstatuts 
 keine Gegenrede 



 Angenommen 
 
F1 
 AntragsstellerInnen: Dennis Feldmann 
Antragstext: 
 Ersetze im § 1 des Frauenstatuts der LSV RLP „fünf“ durch „50%“. 
 
1.Lesung 
 
F2 
AntragsstellerInnen: Dennis Feldmann 
Antragstext: 
 Ergänze in § 2, Punkt 3 des Frauenstatut der LSV RLP nach Satz 2: 

„Falls eine Quotierung nach Geschlecht nicht mehr möglich  
1 ist, wird die Debatte zu dem 
2 jeweiligen Punkt geschlossen, wenn kein Geschäftsordnungsantrag auf Öffnung der 
3 Redeliste für drei weitere Personen eines Geschlechts vorliegt.“ 

 
1.Lesung 
 
Organisatorisches bezüglich der Geschlechterplena 
 
Verfahrensvorschlag zu Tagungsorten der Plenas 
 -Frauenplenum im Plenarsaal, Männer woanders 
 Ja: Mehrheit auf Sicht 

 angenommen 
 
Verfahrensvorschlag zu Tagungsorten der Plenas 
 -Männerplenum im Plenarsaal, Frauen woanders 
 Ja: 9 

 abgelehnt 
 
Rüge an Jim Preuß 
 
 



Pause von 12:41-14:06 
Mona Kaczun übernimmt das Protokoll 
Grußwort von der BUNDJugend 
 
TOP 12 Geschlechterplena  
 
Organisatorisches 
Frauenplenum Raum: Plenarsaal 
Männerplenum Raum: Koblenzer Raum 
 
Frauenplenum 
 
Ansprache von Gabriela_Maria Weiß und Alena Schuler 
 
F1 
2. Lesung 
Antrag F1 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Einstimmig 0 0 Angenommen

 
F2 
2.Lesung 
Antrag F2 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung 0 Einstimmig 0 Abgelehnt

 
Verfahrensvorschlag nicht mehr zu Melden 

 keine Gegenrede 
 Angenommen 

Ende 15:20 
Workshop-Phase 15:30-17:20 
GO-Antrag auf Vorziehen der Vorstellung der Ämter 

 Inhaltliche Gegenrede 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 6 Mehrheit 

auf Sicht
9 Abgelehnt

 



Go-Antrag auf Vorziehung von Antrag des Leitantrags und LEBs 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
3 13 Angenommen

 
 
TOP 11  Antragsbehandlung (65. */66. LSK) (Fortsetzung)  
 
A2 
AntragsstellerIn: Eric Funk 
Antragstext: 

Die 66. LSK möge beschließen: 
1 - Die Beschlüsse der 34. LSK zum Thema Umwelt werden in das Grundsatzprogramm unter 
2 dem Punkt „Naturschutz“ übernommen. 
3 
4 - Die LandesschülerInnenvertretung Rheinland-Pfalz soll sich außerdem dafür einsetzen, 
5 dass bauliche Maßnahmen, die den Umweltschutz verbessern, in Förderprogrammen in der 
6 Priorität nur von baulichen Maßnahmen zur Inklusionsförderung übertroffen werden dürfen. 
7 Baulichen Maßnahmen zum Umweltschutz soll so die zweithöchste Priorität eingeräumt 
8 werden. 
9 
10 - Der Verkauf von Fairtrade- und ökologisch nachhaltigen Produkten soll besonders 
11 gefördert werden. 
12 
13 - Ergänzung des Punktes „Gesunde Ernährung, gesundes Schulleben, aber richtig!“ 
14 Vegane und vegetarische Nahrung soll in Schulkantinen günstiger angeboten werden als 
15 Essen mit Fleisch. 

1.Lesung 
2.Lesung 
3.Lesung 
Antrag A2 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
1 5 Angenommen

 



Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
Go-Antrag auf Vorziehung des Antrags A10 

 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
A10 
AntragsstellerInnen: Mona Kaczun, Lea Rettig 
Antragsstext: 
 1 Streiche aus der Beschlusslage die Abschnitte „Eltern in der Schule“(38. LSK) und 

2 „Positionierung Landeselternbeirat“ (44. LSK) 
 
1.Lesung 
 
Keine inhaltliche oder formelle Gegenrede 
Kein Antrag auf Generaldebatte 
 
2.Lesung 
 
Antrag A10 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
4 5 Angenommen

 
A11 
AntragsstellerInnen: Mona Kaczun, Lea Rettig 
Antragstext: 
 1 Die LSV hält stetigen Kontakt zum LEB und bemüht sich um die Zusammenarbeit in 

2 gemeinsamen Anliegen mit diesem. 
 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
Antrag A11 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
0 4 Angenommen

 



GO-Antrag auf Vorziehen des Antrages A7 
 Mündl. Begründung 
 zurückgezogen 

GO-Antrag auf Vorstellung der LaVoMi-Interessierten vor dem Abendessen 
 zurückgezogen 

GO-Antrag auf Vorziehung des Antrages A8  
 keine Gegenrede 
 angenommen 

 
A8 
AntragsstellerInnen: Marvin Müller 
Antragstext: 

1 Der aktuelle Zuwachs an Asylsuchenden ist eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung, 
2 die besonders in Bezug auf die Beschulung der geflüchteten Kinder und Jugendlichen auch 
3 eine bildungspolitische Relevanz hat, der sich die LandesschülerInnenvertretung mit aller 
4 Kraft im Rahmen ihrer Vertretungsrechte annehmen muss. 
5 
6 Kinder und Jugendliche müssen umgehend nach ihrer Ankunft in Deutschland in das 
7 Bildungssystem inkludiert werden. Dabei darf es keine Rolle spielen, welchen 
8 Aufenthaltsstatus sie haben, ob sie aus einem EU-Staat oder einem Nicht-EU-Staat 
9 kommen, ob sie bereits zur Schule gegangen sind, alphabetisiert sind oder welche 
10 Sprachen sie sprechen. Allen Kindern und Jugendlichen muss die bestmögliche Bildung 
11 gewährt werden. 
12 
13 Es müssen schnellstmöglich alle Voraussetzungen geschaffen werden, dass geflüchtete 
14 Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen Alter von Beginn an in Regelschulen 
15 aufgenommen werden. Sie sind in kleinen Lerngruppen fachspezifisch zu fördern, sodass 
16 sie frühestmöglich den Regelunterricht aufnehmen können Eine exklusive Beschulung in 
17 Gemeinschaftsunterkünften darf keine Option sein und ein längerer Aufenthalt in 
18 Erstaufnahmeeinrichtungen muss daher vermieden werden. 
19 In Flüchtlingslagern gibt es für Kinder und Juge  
20 ndliche oft keinerlei Privatsphäre und es 
21 fehlt ein kindgerechtes Lernumfeld. Diese Form der Unterbringung schadet der 
22 Kindesentwicklung, insbesondere in der Pubertät. Ein Leben in Flüchtlingslagern wirkt 
23 darüber hinaus stigmatisierend, SchulfreundInnen werden aus Scham oft gar nicht in die 



24 Gemeinschaftsunterkunft eingeladen. Es muss daher eine Unterbringung der Geflüchteten – 
25 insbesondere der Kinder und Jugendlichen (mit ihren Familien) – in Wohnungen ermöglicht 
26 werden. 
27 
28 So lange das Schulsystem noch mehrgliedrig ist, muss den älteren Kindern und 
29 Jugendlichen eine ihren Fähigkeiten entsprechende Empfehlung für eine Schulform 
30 ausgesprochen und realisiert werden. Jugendliche mit einem Schulabschluss müssen 
31 umfassende Unterstützung und Beratung für eine Berufsausbildung bzw. die Aufnahme 
32 eines Studiums erhalten. Ihre Qualifikation muss schnell überprüft und anerkannt werden. 
33 Ältere Jugendliche müssen, auch wenn sie die Schulpflicht überschreiten, die Chance 
34 erhalten, erfolgreich die deutsche Sprache zu erlernen und einen Schul- bzw. 
35 Berufsabschluss zu erhalten. Dies muss durch eine Kooperation von allgemeinbildenden 
36 Schulen, Volkshochschulen, Kammern und Berufsbildungswerken ermöglicht werden. 
37 
38 Bildung und Ausbildung müssen vor Abschiebung schützen: Die Aufnahme einer schulischen 
39 oder beruflichen Ausbildung soll Schutz vor Abschiebung bieten. Der Abschluss einer 
40 beruflichen Ausbildung muss in ein dauerhaftes Bleiberecht in Deutschland münden. 
41 Geflüchtete sollen offensiv dazu eingeladen werden, NeubürgerInnen zu werden. 
42 Für den Unterricht Deutsch als Zweitsprache / Deutsch als Fremdsprache benötigen die 
43 Schulen ausreichend qualifiziertes Personal. Daher muss dieses Fach in der 
44 LehrerInnenausbildung als obligatorischer Bestandteil verankert werden. Studienplätze in 
45 diesem Fach müssen – wo noch nicht ausreichend vorhanden – geschaffen werden. Darüber 
46 hinaus muss es eine Fort- und Weiterbildungsoffensive für LehrerInnen geben. 
47 
48 Auch die intensive psychologische Betreuung der Geflüchteten ist unabdingbar. Hierfür 
49 müssen Beratungsangebote den Betroffenen hürdenlos vermittelt werden und auch die 
50 Einstellung von Schulpsychologinnen und Schulpsychologen muss verstärkt werden. 
51 
52 Der Landesvorstand wird aufgefordert, Maßnahmen in die Wege zu leiten, um Offenheit in 
53 der SchülerInnenschaft zu festigen und aufzubauen. Weiterhin möge er Projekte von 
54 SchülerInnenvertretungen der rheinland-pfälzischen Schulen sowie von Kreis-/Stadt- 
55 SchülerInnenvertretungen pro Willkommenskultur bzw. unter Einbindung von geflüchteten 
56 SchülerInnen fördern. Außerdem hat er die Aufgabe, ein Netzwerk, das den Geflüchteten 
57 einen Zugang zur deutschen Sprache absichert, (mit)aufzubauen. Ein solidarisches 
58 Verhalten gegenüber den neuen MitschülerInnen wird als Grundlage für das gemeinsame 



59 Lernen und Zusammenleben angesehen. Mit diesem Thema setzt sich der Arbeitsbereich 
60 „Inklusion“ auseinander. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
Verfahrensvorschlag, dass um 18:25Uhr Menschen mit Erfahrung kurz vorkommen 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
0 7 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag zum Aufstellen einer Pinnwand für Austausch von Ideen für Geflüchteten Projekte 

 keine inhaltliche oder formelle Gegenrede 
 Angenommen 

 
ÄA1  
 zurückgezogen 

 
ÄA2 
AntragsstellerIn: Dennis Feldmann 
Änderungen: 
 -Z.10: nach „bestmöglichen“ ergänze: „und gleichen“ 
 -Z.16: Ergänze Punkt an Satzende 
 nicht übernommen 

 
3.Lesung 
Antrag A8 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  zurückgezogen
ÄA2 0 Mehrheit 

auf Sicht
16 Abgelehnt

Endabstimmung Mehrheit 
auf Sicht 

0 2 Angenommen

 
GO-Antrag auf Vorziehung des Antrages A7 
 keine Gegenrede 



 Angenommen 
 
A7 
AntragsstellerIn: Luana Linhare, Eric Schmahl 
Antragstext 

Die 66.LandesschülerInnenkonferenz 1 möge beschließen, dass die 
2 LandesschülerInnenvertretung RLP eine Kooperation mit dem gemeinnützigen Verein 
3 „Fallschirm Mensch e.V.“ eingeht. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
ÄA1 
AntragsstellerInnen: Daniel Ternes 
Änderungen: 
Streichen: Z. 3 „eingeht“ 
Ersetzen: Z. 3 „prüft und anstrebt“ 
 
Ruf zur Sache 
Sachdienlicher Hinweis 
 
GO-Antrag auf Fortsetzung der Lesung 2 nach dem Abendessen 
Abstimmung Ja Nein Enthaltungen Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
15 7 Angenommen

 
GO-Antrag auf Verkürzung der Essenszeit um eine halbe Stunde 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
10 9 Angenommen

 
Abendessen 18:30-19:30 
Mona Kaczun übernimmt das Protokoll 
 
Antrag auf erneute Erteilung einer Stimmkarte 



Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
15 2 Angenommen

 
Nachträgliche Glückwünsche an Jasmin Polusik  
Vorstellung von Mirjam Kobold Bundesdelegierte vom LSR Hessen 
Verfahrensvorschlag auf Behandlung der Anträge F1 nach A7 
 keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Rüge an Johannes Schäfer 
Erneute Rüge an Johannes Schäfer 
 
Fortsetzung der 2. Lesung 
 
Entziehung des Wortes zur Sache an Johannes Schäfer 
GO-Antrag 
 Zurückgezogen 

Schließung der Debatte nach RednerInnen auf RednerInnenliste durch das Präsidiums 
 
Geänderter Antragstext: 

Die 66.LandesschülerInnenkonferenz 1 möge beschließen, dass die 
2 LandesschülerInnenvertretung RLP eine Kooperation mit dem gemeinnützigen Verein 
3 „Fallschirm Mensch e.V.“ prüft und anstrebt. 

 
 
Antrag A7 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1 Mehrheit 

auf Sicht 
12 6 Angenommen

Endabstimmung Mehrheit 
auf Sicht 

1 8 Angenommen

 
GO-Antrag auf die Einführung des TOP „Beatboxen“ am Ende der Sitzung 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis



 Mehrheit 
auf Sicht  

22 3 Angenommen

 
GO-Antrag auf Zeitliche Begrenzung des neuen TOPs auf 10min 
 Inhaltliche Gegenrede 
 Änderung auf 30sec 
 Inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 9 Mehrheit 

auf Sicht
13 Abgelehnt

 
F1 
 
Antrag F1 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
6 10 Angenommen

 
Go-Antrag auf Vorziehung des A9 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 14 Mehrheit 

auf Sicht
5 Abgelehnt

 
 
TOP 13 Wahlen zum Landesvorstand  
 
GO-Antrag auf Wahl der Wahlkommission 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Wahl einer Wahlkommission: 
Name Ja Nein Enthaltung Ergebnis 
Eric Funk  zurückgezogen
Budi  zurückgezogen



Leo Wörtche 42 4 8 Nimmt Wahl an
Hannah Katharina Kiennen 45 4 6 Nimmt Wahl an 
Frederic Koch 38 7 10 Nicht gewählt
Dennis Feldmann 10 16 30 Nicht gewählt
Tristan Hof 49 1 11 Nimmt Wahl an

 
Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
 
1.Wahlgang 
 
KandidatInnenbefragung Landesvorstand: 
Name Schulart Schulort
Anna-Claire Nothof Gymnasium Kaiserslautern
Lena Senn BBS Ingelheim
Alexander Kouril Realschule Plus Höhr-Grenzhausen
Daniel Haag Berufsbildende Schule Bad Bergzabern
Joel Hankiewicz Gymnasium Neustadt
Jim Preuß Gymnasium Mainz-Bingen
Martin Lüneburg Gymnasium Neustadt a.d. Weinstraße
Benjamin Groß Gymnasium Frankenthal
Alena Schuler Gymnasium Frankenthal
Wiljohn Stern Berufsbildende Schule Cochem
Gabriela Weiß IGS Deidesheim
Mona Kaczun Gymnasium Bad Dürkheim

 
GO-Antrag auf Personalbefragung 
 Sachdienlicher Hinweis 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 38 8 8 Angenommen

 
GO-Antrag auf Begrenzung der Fragezeit auf 60 Minuten 
 Sachdienlicher Hinweis 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis



 16 Mehrheit 
auf Sicht

12 Abgelehnt

 
Verfahrensvorschlag zu Umplatzierung des Befragungsmikrophones 
 Angenommen 

 
Verfahrensvorschlag auf Verschiebung der Stühle der KanditatInnen auf die Bühne 
 Inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 7 20 18 Abgelehnt

 
Verfahrensvorschlag auf Eröffnung einer RednerInnenliste 
 Angenommen 

 
GO-Antrag auf Begrenzung der Antwortzeit auf 5 Minuten 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
8 3 Angenommen

 
Rüge an Mahmoud Hegazy 
 
Rüge an Johannes Schäfer 
 Wird wegen der 3. Rüge des Saales verwiesen für diesen Punkt 

 
GO-Antrag auf Wiederhereinlassung von Johannes Schäfer 
 Inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
10 1 Angenommen

 
Anmerkung: bei weiterer Rüge an Johannes Schäfer wird er der Konferenz verwiesen 
 
Sachdienlicher Hinweis: Warnung an Johannes Schäfer 
 



Verfahrensvorschlag zu 10 Minuten Pause nach Schließung der Fragerunde 
 Inhaltliche Gegenrede 
 Sachdienlicher Hinweis 
 Änderung wird angenommen: Pause verschoben 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
4 2 Angenommen

 
Ruf zur Ordnung 
Jasmin Polusik übernimmt das Protokoll 
 
GO-Antrag auf Begrenzung der Redezeit auf 1 min pro Frage und pro RednerIn 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
GO-Antrag auf nicht Stellung der Frage  
 Zurückgezogen 

 
Sachdienlicher Hinweis  
 
Lea Rettig übernimmt Protokoll 
 
GO-Antrag auf 10 Minuten Pause nach dieser Frage 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit auf Sicht 4 6 Angenommen

 
Pause von 22:35Uhr – 22:50Uhr 
 
GO-Antrag auf Schließung der Frageliste 
 Keine Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 39 2 4 Angenommen

 
Sachdienlicher Hinweis 
Sachdienlicher Hinweis 



 
GO-Antrag auf Begrenzung der Antwortzeit auf 10 Sekunden für diese Frage 
 Nicht zulässig 

 
GO-Antrag auf Begrenzung der Antwortzeit auf 30 Sekunden für diese Frage 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
3 4 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Begrenzung der Anzahl der Fragen pro FragestellerIn auf eine 
 Gegenrede 

Meinugsbild Ja Nein Ergebnis
 16 12 Kein klares Bild

 Weiter wie davor 
 
Ruf zur Ordnung 
Übergabe des Präsidiums 
Daniel Ternes verlässt das Präsidium 
Judith Lebski betritt das Präsidium 
10 Minuten Pause von 00.16Uhr – 00:28 
Jasmin Polusik übernimmt Protokoll 
Sachdienlichen Hinweisen 
Arnon organisatorischer Hinweis 
 
GO-Antrag auf Schluss der Debatte 
 Gegenrede 

Ruf zur Ordnung 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit auf Sicht 5 7 Angenommen

 
 
1. Wahlgang: 
Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit der Ja-Stimmen auf sich vereinigen kann. 
Abgegebene Stimmen: Davon gültig: Davon Ungültig: 
64 64 0



 
 
Name Ja Nein Enthaltung Ergebnis 
Anna-Claire Nothof 49 6 9 Nimmt Wahl an
Lena Senn 39 18 7 Nimmt Wahl an
Alexander Kouril 36 16 12 Nimmt Wahl an
Daniel Haag 33 17 14 Nimmt Wahl an
Joel Hankiewicz 35 13 15 Nimmt Wahl an
Jim Preuß 43 13 8 Nimmt Wahl an
Martin Lüneburg 26 20 17 Nicht gewählt
Benjamin Groß 14 37 12 Nicht gewählt
Alena Schuler 38 11 15 Nimmt Wahl an
Wiljohn Stern 30 26 8 Nicht gewählt
Gabriela Weiß 45 8 11 Nimmt Wahl an
Mona Kaczun 51 8 5 Nimmt Wahl an

 
Mona Kaczun übernimmt das Protokoll 
Verfahrensvorschlag auf Zwischenscheinen des Antrags A9 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
A9 
AntragsstellerIn: Daniel Ternes, Eric Funk 
Antragstext: 

Die 66. LandesschülerInnenkonferenz möge beschließen: 
Die LandesschülerInnenkonferenz setzt sich 1 dafür ein, dass die in §24 des Schulgesetzes 
2 Rheinland-Pfalz vom 30.03.2004 getroffenen Regelungen schnellstmöglich umgesetzt 
3 werden. Insbesondere wird hier eine Gleichberechtigung von SVen an Schulen in privater 
4 Trägerschaft zu sonstigen SVen angestrebt. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
Antrag A9 Ja Nein Enthaltung Ergebnis



Endabstimmung Mehrheit 
auf Sicht 

2 4 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Vorziehung des Antrags A4 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
A4 
AntragsstellerIn:  
Jana Bludau, Mahmoud Hegazy, Mona Kaczun, Karolin Tuncel, Marvin Müller 
Antragstext: 

1 Die LSV Rheinland-Pfalz möge das Positionspapier der Bundesschüler(Innen)konferenz zum 
2 Thema „Berufsbildung und Berufsorientierung in und an deutschen Schulen“, welches am 
3 Wochenende vom 18-20.09.15 unter Beteiligung der rheinland-pfälzischen 
4 Bundesdelegation entstanden ist, bestätigen. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
Antrag A4 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
1 5 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Vorziehung des Antrags A5 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
A5: 
AntragsstellerIn: Alena Schuler, Mona Kazcun, Marvin Müller 
Antragstext:  

1 Die LSV möge sich für die Einführung des Unterrichtsfachs 1 Zukunftsstudien einsetzen. 
2 Das Fach Zukunftsstudien stellt eine systematische und kritische Untersuchung von Fragen 
3 möglicher zukünftiger Entwicklungen auf technischem, wirtschaftlichen und sozialen 
4 Gebiet dar. Der Einfluss des Menschen, sowie der sozialen und wirtschaftlichen Systeme, 
5 auf mögliche alternative Zukünfte sollte untersucht werden. Hierbei sollten ebenfalls 
6 Kompetenzen erlernt werden, die es jedem Schüler und jeder Schülerin individuell 



7 ermöglichen, die Zukunft nach seiner oder ihren Vorstellungen zu gestalten. Die 
8 Verantwortung jedes / jeder Einzelnen für die Schaffung einer besseren Zukunft sollte 
9 deutlich werden. 
10 Ein solches Unterrichtsfach vermittelt nicht überwiegend stumpfes theoretisches Wissen, 
11 das man schnell wieder vergisst, sondern stellt eine Bereicherung für die SchülerInnen dar, 
12 indem es konkret auf ihr weiteres Leben vorbereitet. 
13 Dieser Antrag soll nicht unseren Beschluss, selbstbestimmtes Lernen zu ermöglichen und 
14 somit auch Fachstrukturen aufzubrechen, konterkarieren, sondern einen ersten Schritt in 
15 die richtige Richtung darstellen. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
Antrag auf Generaldebatte 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
ÄA1 
AntragsstellerIn: Daniel Ternes 
Änderung: 
Streiche: 
 Z.14 „konterkarieren“ 
Ersetze: 
 Z.14 „auflösen“ 
 übernommen 

 
Geänderter Antragstext: 

Die LSV möge sich für die Einführung des Unterrichtsfachs  
1 Zukunftsstudien einsetzen. 
2 Das Fach Zukunftsstudien stellt eine systematische und kritische Untersuchung von Fragen 
3 möglicher zukünftiger Entwicklungen auf technischem, wirtschaftlichen und sozialen 
4 Gebiet dar. Der Einfluss des Menschen, sowie der sozialen und wirtschaftlichen Systeme, 
5 auf mögliche alternative Zukünfte sollte untersucht werden. Hierbei sollten ebenfalls 
6 Kompetenzen erlernt werden, die es jedem Schüler und jeder Schülerin individuell 
7 ermöglichen, die Zukunft nach seiner oder ihren Vorstellungen zu gestalten. Die 
8 Verantwortung jedes / jeder Einzelnen für die Schaffung einer besseren Zukunft sollte 



9 deutlich werden. 
10 Ein solches Unterrichtsfach vermittelt nicht überwiegend stumpfes theoretisches Wissen, 
11 das man schnell wieder vergisst, sondern stellt eine Bereicherung für die SchülerInnen dar, 
12 indem es konkret auf ihr weiteres Leben vorbereitet. 
13 Dieser Antrag soll nicht unseren Beschluss, selbstbestimmtes Lernen zu ermöglichen und 
14 somit auch Fachstrukturen aufzubrechen, konterkarieren, sondern einen ersten Schritt in 
15 die richtige Richtung darstellen. 

 
 
Antrag A5 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  Wird übernommen
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 
4 8 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Vorziehen des Antrags A3 
 keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
A3 
AntragsstellerInnen: 
Marvin Müller, Natalie Kocbek, Johannes Schäfer, Gabriela-Maria Weiss, Alena Schuler 
Antragstext:  

1 Die LSV soll sich für die Abschaffung 1 der Bundesjugendspiele einsetzen. 
2 
3 Die Idee für die Bundesjugendspiele, die schon im Ansatz abzulehnen ist, geht auf den 
4 Sportfunktionär aus der Weimarer Republik / Zeit des Nationalsozialismus Carl Diem 
5 zurück, der den Sport als Vorbereitung für den zweiten Weltkrieg gesehen hat (der 
6 sportliche “Geist“ hat "Sturmlauf durch Polen, Norwegen, Holland, Belgien und Frankreich" 
7 möglich gemacht) und Sätze wie „Sport ist freiwilliges Soldatentum“ geprägt hat. Die 
8 Bundesjugendspiele sind nicht mehr zeitgemäß, sie bestehen aus der öffentlichen 
9 Darstellung von Bestleistungen, statt den olympischen Gedanken „Dabei sein ist alles“ zu 
10 fördern. 
11 
12 Sie sind eine Zwangsveranstaltung, alle SchülerInnen bis zur 10. Klasse müssen daran 
13 teilnehmen. Die LSV soll sich für eine Schule einsetzten, die auf der Freiwilligkeit und 



14 Freiheit der SchülerInnen beruht. Sport in der Schule soll Spaß machen und SchülerInnen 
15 motivieren, sich auch in ihrer Freizeit körperlich zu betätigen, egal welches Talent und 
16 Können der oder die Einzelne besitzt. Dieses Ziel erfüllen die Bundesjugendspiele nicht, sie 
17 demotivieren vielmehr SchülerInnen und setzen sie durch den starken 
18 Wettbewerbscharakter unter sozialen Druck. Die Bundesjugendspiele bieten kaum 
19 Möglichkeit zum Training oder Verbesserung der eigenen Fähigkeiten, sondern stellen vor 
20 allem Leistung bzw. Versagen öffentlich dar. Jahr für Jahr stellen sie eine Demütigung für 
21 manche SchülerInnen dar, die nicht so leistungsstark sind wie andere, was dazu führen 
22 kann, dass diese SchülerInnen sich selbst als unsportlich ansehen und eine positive 
23 Einstellung zum Sport und zum eigenen Körper verhindert. 
24 
25 Am Ende der Bundesjugendspiele erhalten die SchülerInnen mit TeilnehmerInnen-, 
26 SiegerInnen bzw. Ehrenurkunden und werden so in „schlechte“, „mittelmäßige“ und 
27 „gute“ SchülerInnen eingeteilt. Bei der Bewertung wird zudem nur Alter und sogar das 
28 Geschlecht beachtet, was schon aufgrund der Geschlechterverhältnisse und der Tatsache, 
29 dass es keine wesentlichen Leistungsunterschiede zwischen den Geschlechtern bis zur 
30 Pubertät gibt, kritisch gesehen werden sollte. Nicht dagegen werden die individuellen 
31 körperlichen Voraussetzungen wie das Gesamterscheinungsbild eines Menschen, die Größe  
32 oder der Körperbau beachtet. Eine sinnvolle und gute Rückmeldung für die SchülerInnen 
33 würde sich an den für jeden Menschen unterschiedlichen Voraussetzungen orientieren und 
34 nicht am Vergleich mit anderen. Einer Gesellschaft, die auf Konkurrenz und Leistungsdruck 
35 besteht, soll so entgegengewirkt werden und gefördert werden, dass jedeR das für ihn 
36 oder sie Bestmögliche erreicht. 
37 
38 Statt der Bundesjugendspiele soll sich die LSV für ein Sportfest einsetzen, das auf 
39 Freiwilligkeit beruht und eine breite Auswahl an sportlichen Stationen bietet. Der 
40 Leistungsgedanke „schneller, weiter, höher“ soll dabei weniger im Mittelpunkt stehen als 
41 das Miteinander. Eine gute Ersatzveranstaltung für die Bundesjugendspiele fördert das 
42 Verständnis, dass jedeR SchülerIn einen wichtigen Platz in der Gruppe einnimmt und 
43 (sportliche) Aufgaben am besten im Team gelöst werden können. 

 
1.Lesung 
2.Lesung 
 
Antrag auf Generaldebatte 



 Inhaltliche Gegenrede 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 6 26 5 Angenommen

 
GO-Antrag auf sofortige Schließung der RednerInnenliste 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
4 3 Angenommen

 
2.Lesung 
Rüge an Johannes Schäfer 
Sachdienlicher Hinweis 
 
GO-Antrag auf Schließung der RednerInnenliste nach Vorlesung des ÄA1 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
4 4 Angenommen

 
ÄA1 
AntragsstellerIn: Jim Preuß 
Änderung: 
 Z. 41 nach Miteinander Einfügen „Ein Sportfest kann für SchülerInnen freiwillig weiterhin die Möglichkeit zum Leistungsvergleich bieten 
 Nicht übernommen“ 

 
Verfahrensvorschlag Menschen die nicht mehr Konzentriert bei den Debatten sind des Saals zu verweisen 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Antrag A3 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1 19 22 6 Abgelehnt
Endabstimmung 14 17 7 Abgelehnt

 



GO-Antrag auf Vorziehung des 3. Wahlgangs 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
1 4 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf 10min Pause nach Vorstellung 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Vorstellung der KandidatInnen 
 
Antrag auf Personalbefragung 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 12 33 5 Angenommen

 
Pause 2:04-2:19 
 
Antrag auf Personaldebatte über Arnon Lahwpech 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 13 28 4 Angenommen

 
Personalbefragung 
Personaldebatte über Arnon Lahwpech 
 
Ruf zur Ordnung 
GO-Antrag auf Beendigung der Personaldebatte und auf sofortige Wahl 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
1 3 Angenommen

 
3. Wahlgang: 



Gewählt ist, wer mehr Ja- als Nein-Stimmen hat. Sollte dies für mehr KandidatInnen gelten, als im Landesvorstand Plätze frei sind, nur für die 
mit der jeweils höchsten positiven Stimmendifferenz, welche sich aus den Ja-Stimmen abzüglich der Nein-Stimmen ergeben. 
Abgegebene Stimmen: Davon gültig: Davon Ungültig: 
57 56 1

 
Name Ja Nein Enthaltung Ergebnis 
Martin Lüneburg 16 26 13 Nicht gewäht 
Arnon Lahwpech 33 18 5 Gewählt 
Wiljohn Stern 18 27 11 Nicht gewählt

 
Gewählt wurden: 

Anna-Claire Nothof, Lena Senn, Alexander Kouril, Daniel Haag, Joel Hankiewicz, Jim Preuß, Alena Schuler, Gabriela-Maria Weiß,  
Mona Kaczun, Arnon Lahwpech 

 
TOP 14 Wahlen zur Bundesebene  
 
GO-Antrag auf Verschiebung der Wahl der Bundesdelegation auf vormittags 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 1 Mehrheit 

auf Sicht
7 Abgelehnt

 
Jasmin Polusik übernimmt das Protokoll 
Judith Lebski verlässt Präsidium 
Daniel Ternes betritt Präsidum 
 
Verfahrensvorschlag Bundesdelegation Vorstellung 
 
GO-Antrag auf Pause 
 Inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 3 Mehrheit 

auf Sicht
4 Abgelehnt

 



KandidatInnenbefragung Bundesebene: 
Name Schulart Schulort
Jessica Lein Gymnasium Ahrweiler
Jim Preuß Gymnasium Mainz-Bingen
Mona Kaczun Gymnasium Bad Dürkheim
Marvin Müller Gymnasium Montabaur
Anass Errogui Gymnasium Mainz
Paula Engel Gymnasium Mainz
Katrin Gross Realschule Plus Daun (Vulkaneifel)
Göran Patir Gymnasium Ludwigshafen
Ibo Handjiev BBS Worms
Lukas Böhm Gymnasium Worms
Samuel Denascimento BBS Worms
Wiljohn Stern BBS Cochem

 
Antrag auf Personalbefragung 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 32 7 2 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag eine Frage pro RednerIn 
 Keine Gegenrede 
 angenommen 

 
GO-Antrag Personenbefragung 40 min 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 25 14 4 Angenommen

 
Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
 
Verfahrensvorschlag ErstrednerInnen vorziehen 
 Abgelehnt 

 
Ruf zur Ordnung 



 
GO-Antrag auf Verlängerung der Fragerunde bis spätestens 5Uhr 
 Sachdienlicher Hinweis 
 Inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 23 8 9 Angenommen
 Sachdienlicher Hinweis 

 
GO-Antrag auf Schließung der Frageliste 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
GO-Antrag auf 15 Minuten Pause während die Wahlkommission ihre Stimmen auszählt 
 Sachdienlicher Hinweis 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 22 8 5 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Projektion der KandidatInnenliste auf die große Leinwand 
 Angenommen 

 
Pause von 04:34Uhr – 05:04Uhr 
Mona Kaczun übernimmt das Protokoll 
Rüge an Paul Sill 
Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
 
1. Wahlgang: 
Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit der Ja-Stimmen auf sich vereinigen kann. 
Abgegebene Stimmen: Davon gültig: Davon Ungültig: 
46 46 0

 
Name Ja Nein Enthaltung Ergebnis 
Wiljohn Stern 14 25 7 Nicht gewählt
Sam Denascimento 17 17 12 Nicht gewählt



Lukas Böhm 23 12 11 Gewählt 
Ibo Handjiev 13 19 15 Nicht gewählt
Göran Patir 14 17 15 Nicht gewählt
Katrin Gross 20 18 8 Gewählt 
Paula Engel 27 10 9 Gewählt 
Anass Errogui 16 15 15 Gewählt 
Marvin Müller 33 9 4 Gewählt 
Mona Kaczun 20 20 6 Nicht gewählt
Jim Preuß 17 29 5 Nicht gewählt
Jessica Lein 24 15 7 Gewählt 

Gewählt wurden: 
 Lukas Böhm, Katrin Gross, Paula Engel, Anass Errogui, Marvin Müller, Jessica Lein 
 Die Gewählten nehmen die Wahl an 

 
Sitzungsende: 05:10Uhr 
 
Sonntag, den 20.12.2015 
 
Beginn: 10:16 Uhr 
Daniel Ternes verlässt Präsidium 
Judith Lebski betritt das Präsidium 
 
Antrag auf neue Stimmkarte 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
4 4 Angenommen

 
Antrag auf neue technische Assistenz 
 Formelle Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
2 3 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Begrenzung der Fragen auf eine pro FragstellerIn und insgesamt 10 Fragen 



Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 17 17 12 Abgelehnt
 Zurückgezogen 

 
Antrag auf vorübergehende Redeleitung 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Antrag auf stellv. ProtokollantIn 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
3 4 Angenommen

 
Frederic Koch übernimmt das Protokoll 
 
 
TOP 15 Wahlen  
 
… zum erweiterten Landesvorstands 
 
KandidatInnen E-LaVo: 
Name Schulart Schulort
   
Mahmoud Hegazy BBS Cochem
Jessica Lein Gymnasium Ahrweiler
Lennart Effingshausen Gymnasium Mainz
Maurice Henkel BBS Bernkastel-Kues
Henry-Jones Erbel Gymnasium Trier
Cora Berger Gymnasium Speyer
Daniel Ternes Gymnasium Koblenz
Judith Lebski IGS Enkenbach-Alsenbam
Dennis Feldmann Gymnasium Koblenz
Martin Lüneburg Gymnasium Neustadt a.d.W.
Holger Mittelbach Gymnasium Mainz



Paula Engel Gymnasium Mainz
Eva-Maria Stollenwerk Gymnasium Mainz
Lea Rettig Gymnasium Bad Dürkheim
Johannes Beiling Gymnasium Trier
Maurice Nelles Gymnasium Montabaur
Philipp Schäfer IGS Countwig
Cedric Ganzer Gymnasium Bendort
Marvin Müller Gymnasium Montabaur
Natalie Kocbek Gymnasium Ludwigshafen

 
Rüge an Paul Sill 
Pause 10:38-10:48 
Rüge an Tristan Hof 
 
Jim Preuß stellt einen Misstrauensantrag gegen die aktuelle Redeleitung (Alexander Holland) 
 Alexander Holland verlässt das Präsidium, der Sprecher des Landesrates betritt das Präsidium 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 41 1 8 Angenommen

 
GO-Antrag auf Abweichung von der Geschäftsordnung: „Das Präsidium für diese LSK muss nicht aus der Mitte der LSK gewählt werden.“ 
 Keine Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 41 6 7 Angenommen

 
Bestätigung der technischen Assistenz und des Protokollanten 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
1 8 Angenommen

 
Wahl einer Redeleitung für die Wahl des Erweiterten Landesvorstandes 
Name Ja Ergebnis
Johannes 
Schäfer 

40 Johannes Schäfer übernimmt die 
Redeleitung 

Budi 9  



 
Unterbrechung der Sitzung um 11:00 Uhr für 3 Minuten. 
 
GO-Antrag auf Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 zurückgezogen 

 
GO-Antrag auf Blockwahl 
 Inhaltliche Gegenrede 
 Sachdienlicher Hinweis 
 Sachdienlicher Hinweis 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
13 7 Angenommen

 
GO-Antrag auf sofortige offene Abstimmung: 
 Keine Gegenrede 

 
Blockwahl des Erweiterten Landesvorstandes: 
Name Ja Nein Enthaltung Ergebnis 
Mahmoud Hegazy

30 4 11 

Alle KandidatInnen 
werden in den E-LaVo 
gewählt. Alle 
KandidatInnen 
nehmen die Wahl an 

Jessica Lein 
Lennart Effingshausen
Maurice Henkel
Henry-Jones Erbel
Cora Berger 
Daniel Ternes
Judith Lebski
Dennis Feldmann
Martin Lüneburg
Holger Mittelbach
Paula Engel 
Eva-Maria Stollenwerk
Lea Rettig 
Johannes Beiling



Maurice Nelles
Philipp Schäffer
Cedric Ganzer
Marvin Müller
Paul-Leon Sill
Katrin Gross 
Marius Busalt
Natalie Kocbek

 
Lea Rettig übernimmt das Protokoll 
 
 
… der KassenprüferInnen 
 
1. Wahlgang: 
Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit der Ja-Stimmen auf sich vereinigen kann. 
 
Verfahrensvorschlag auf Blockwahl 
 Keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Name Ja Nein Enthaltung Ergebnis 
Benjamin Groß Mehrheit 

auf Sicht 5 1 Gewählt Sarah Rosche
Gewählt wurden: 
 Benjamin Groß, Sarah Rosche 
 die Gewählten nehmen die Wahl an 

 
Verfahrensvorschlag auf Projizierung der Twitterwall auf die kleine Leinwand 
 inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 15 20 9 Abgelehnt

 
 



… der Lichtblick-Redaktion 
 
Verfahrensvorschlag: die Lichtblickredaktion muss nicht aus der Mitte gewählt werden 
 keine Gegenrede 
 angenommen 

 
Antrag auf Personalbefragung 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 16 12 7 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag der Präsidentin auf Beschränkung der Fragen auf 1 Frage pro FragestellerIn und insgesamt nicht mehr als 10 Fragen 
 keine Gegenrede 
 angenommen 

 
Sachdienlicher Hinweis des Präsidiums 
 
KandidatInnenbefragung 
 
Name 
Johannes Schäfer
Dennis Feldmann
Jim Preuß 

 
1.Wahgang: 
 
Verfahrensvorschlag der Präsidentin auf Blockwahl 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 21 20 2 Angenommen

 
 
Name Ja Nein Enthaltung Ergebnis 
Johannes Schäfer

26 4 14 Gewählt Dennis Feldmann
Jim Preuß 



Gewählt wurden: 
 Johannes Schäfer, Dennis Feldmann, Jim Preuß 
 Alle KandidatInnen nehmen die Wahl an. 

 
GO-Antrag auf Wiedereröffnung des ersten Wahlgangs der Wahl zum e-LaVo 
 Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
  Angenommen

 
Nachwahl zum eLaVo von Jasmin Polusik 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 30 4 11 Angenommen

 
Vertagte Anträge an die 65. LSK 
 
VA5 
AntragsstellerIn: Mahmoud Hegazy 
Antragstext: 
 1 Die neue Generation wächst mit Internet auf. Aber ist unser Netz sicher?! Dafür beantrage 

2 ich eine Aufklärung für junge Schüler, denn man kann auch missbraucht werden. 
 
1.Lesung 
 
ÄA1 
AntragsstellerIn: Jasmin Polusik 
Streiche: kompletten Text 
Ersetze durch: 

Die LandesschülerInnenvertretung soll dafür sorgen, dass junge SchülerInnen in der Schule über die Gefahren des Internets aufgeklärt 
werden. 

 Wird übernommen 
 
2.Lesung 
 
Antrag auf Generaldebatte 
 



GO-Antrag auf Schließung der RednerInnenliste 
 keine Gegenrede 
 angenommen 

 
ÄA2 
AntragsstellerIn: Daniel Haag 
Streiche: Datenschutz 
Ergänze durch: Aufklärung über Datenschutz im Internet 
 wird übernommen 

 
ÄA3 
AntragsstellerIn: Marvin Müller 
Streiche: alles 
Ergänze durch: 
 Medienbildung 

Der Landesvorstand wird aufgefordert zur nächsten LSK einen fundierten Antrag zum Thema „Medienbildung“ zu erarbeiten. 
 nicht übernommen 

 
3. Lesung 
 
Geänderter Antragstext: 
 Medienbildung 

Der Landesvorstand wird aufgefordert zur nächsten LSK einen fundierten Antrag zum Thema „Medienbildung“ zu erarbeiten. 
 
VA5 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
ÄA1  Wird übernommen
ÄA2  Wird übernommen
ÄA3 Mehrheit 

auf Sicht 
7 3 Angenommen

Endabstimmung Mehrheit 
auf Sicht 

1 5 Angenommen

 
GO-Antrag auf Vorziehen des Antrages VA12 
 inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis



 12 7 9 Angenommen
 
VA12 
AntragsstellerInnen: Robin Thomas 
Antragstext: 

1 Die LandesschülerInnenvertretung setzt sich für mehr ökonomische Bildung an rheinland- 
2 pfälzischen Schulen ein. Diese soll durch eine Umstrukturierung des Faches „Sozialkunde“ 
3 zu dem Fach „Politik und Wirtschaft“ ermöglicht werden. Die Einführung bereits ab der 7. 
4 Klasse schafft Freiräume, um wirtschaftliche Themen und Zusammenhänge intensiver zu 
5 behandeln. Zusätzlich sollen verstärkt Kooperationen zwischen Schulen kommunalen 
6 Unternehmen eingegangen werden, um Gelerntes ganz praktisch im Fachgespräch kennen 
7 zu lernen. Ziel ist es wirtschaftlich mündige Bürgerinnen und Bürger auszubilden, die sich 
8 durch souveränes Marktverhalten und Konsumkompetenz auszeichnen. 

 
1.Lesung  
Verfahrensvorschlag auf direkte Übernahme des Meinungsbildes der 65.LSK 
 inhaltliche Gegenrede  

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
9 5 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag die Wahl der 65. LSK zu übernehmen 
 keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
Wahlergebnis der 65.LSK 
VA12 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung 8 14 3 Abgelehnt

 
VA6 
AntragsstellerInnen: Judith Lebski 
Antragstext: 

1 Der Landesvorstand möge sich dafür einsetzen, dass die Wehrwertsteuer von 19% auf 7% 
2 heruntergesetzt wird, was das Schulessen angeht. 

 



1.Lesung 
2.Lesung 
 
ÄA1 
AntragsstellerIn: Jasmin Polusik 
Streiche: …[Wehrwertsteuer]… 
Ersetze: ...[Mehrwertsteuer]… 
 wird übernommen 

 
ÄA2 
AntragsstellerIn: Jim Preuß 
Streiche: „von 19% auf 7% heruntergesetzt wird“ 
Ersetze: „ von 19% abgeschafft oder so weit wie möglich heruntergesetzt wird“ 
 wird übernommen 

 
3.Lesung 
 
Geänderter Antragstext: 

1 Der Landesvorstand möge sich dafür einsetzen, dass die Mehrwertsteuer von 19% abgeschafft oder so weit wie möglich 
2 heruntergesetzt wird, was das Schulessen angeht. 

 
Abstimmung 
VA6 

Ja Nein Enthaltung Ergebnis

Endabstimmung Mehrheit 
auf Sicht 

1 2 Angenommen

 
Verfahrensvorschlag auf Öffnung der KandidatInnenliste für den erweiterten Landesvorstand 
 keine Gegenrede 

Abstimmung Ja Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
Angenommen

 
Wahl: 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis



 Mehrheit 
auf Sicht 

4 9 Gewählt

 
VA7 
AntragsstellerInnen: Tim-Jonas Löbeth, Marvin Dibke, John Tabatt, Alena Roßbach, Alina Lay, Duygu Mancoglu, Anne-Julie Reinke, Friederike 
Feltens, David Chukwukelu, Ahmed Al Kratiy, Celina Dwyer, Jasmin Wedel, Philipp Bertram, Elena Hertling, Jacqueline Vietze, Julie Pützfeld, 
Sara Stein, Samishtha Kapoor, Arbnesha Rama, Tobias Zöller, Yannik Klein, Lars Gödtner (Kreis-SV Neuwied) 
Antragstext: 

Die 65. LSK möge beschließen, dass sich die LSV Rheinland-Pfalz dafür einsetzt, dass ein  
1 unterrichtsfreier Karnevalsfreitag künftig nicht mehr an einem schulpflichtigen Samstag  
2 nachgeholt werden muss. Mit Einführung der sechs beweglichen Ferientage soll die  
3 Landesregierung bzw. das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur  
4 des Landes Rheinland-Pfalz einen der sechs beweglichen Ferientage für alle Schulen  
5 verbindlich auf den Karnevalsfreitag terminieren. 

 
Sachdienlicher Hinweis 
 
Verfahrensvorschlag auf Überreichung des Mikrophones nach hinten 
 kein Gegenrede 
 Angenommen 

 
Antrag auf Generaldebatte 
Sachdienlicher Hinweis 
 
GO-Antrag auf Fortführung der RednerInnenliste nach dem Mittagessen 
 keine Gegenrede 
 Angenommen 

1. Lesung 
2. Lesung 
3. Lesung 
 
VA7 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
Endabstimmung 12 2 12 Angenommen

 
Frederic Koch übernimmt das Protokoll 



 
VA8 
AntragstellerIn: Dennis Feldmann 
Antragstext: 

1 Die LSV RLP fordert die Mitglieder des Europäischen Parlaments auf, von Artikel 223 AEU 
2 Vertrag Gebrauch zu machen und eine Änderung des Wahlrechts spätestens zu den Wahlen 
3 des Europäischen Parlaments 2024 (9. Legislaturperiode) zu initiieren. Dabei fordern wir 
4 die Umsetzung der folgenden Punkte: 
5 - Einführung eines gemeinsamen Europäischen Wahlrechts 
6 - Bürgerinnen und Bürger sollen zwei Stimmen bei der Wahl des EP haben: Personen - 
7 und Listenstimme 
8 - Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre in allen Mitgliedstaaten. 
9 - Das Verhindern der Möglichkeit der doppelten Stimmabgabe, indem die Stimmabgabe 
10 nur noch am festen Wohnsitz erfolgen soll. 
11 - Eine europäische Wahlbehörde soll zur Durchführung und Überwachung der Wahlen 
12 geschaffen werden. 

 
1. Lesung 
 
Antrag auf Generaldebatte 
Schluss der Redeliste durch das Präsidium 
 
2. Lesung 
 
ÄA1 
AntragstellerIn: Jasmin Polusik 
Streiche: Z. 8 
Ersetze: - 
 
ÄA2 
AntragstellerIn: Marvin Müller 
Streiche: Z. 8 
Ersetze: Abschaffung des Wahlalters. Die Absenkung des Wahlalters stellt hier einen Schritt in die Richtige Richtung dar. 
 
ÄA3 



AntragstellerIn: Dennis Feldmann 
Streiche: - 
Ersetze: Ergänze Z. 8: „Als längerfristiges Ziel ist die Abschaffung des Wahlalters gefordert!“ 
 
Das Präsidium gibt die Änderungsanträge ÄA2 und ÄA3 an die Antragskommission zurück.  
Daher wird die Sitzung von 13:38 Uhr – 13:41 Uhr unterbrochen. 
Die Antragskommission empfiehlt der LSK, ÄA2 und ÄA3 gegeneinander abzustimmen: 
 
3. Lesung 
 
Geänderter Antragstext: 

1 Die LSV RLP fordert die Mitglieder des Europäischen Parlaments auf, von Artikel 223 AEU 
2 Vertrag Gebrauch zu machen und eine Änderung des Wahlrechts spätestens zu den Wahlen 
3 des Europäischen Parlaments 2024 (9. Legislaturperiode) zu initiieren. Dabei fordern wir 
4 die Umsetzung der folgenden Punkte: 
5 - Einführung eines gemeinsamen Europäischen Wahlrechts 
6 - Bürgerinnen und Bürger sollen zwei Stimmen bei der Wahl des EP haben: Personen - 
7 und Listenstimme 
8 - Abschaffung des Wahlalters. Die Absenkung des Wahlalters stellt hier einen Schritt in die Richtige Richtung dar. 
9 - Das Verhindern der Möglichkeit der doppelten Stimmabgabe, indem die Stimmabgabe 
10 nur noch am festen Wohnsitz erfolgen soll. 
11 - Eine europäische Wahlbehörde soll zur Durchführung und Überwachung der Wahlen 
12 geschaffen werden. 

 
 
VA8 Ja Nein Enthaltung Ergebnis
  
ÄA1 - - - Durch Abstimmung von ÄA2/ÄA3 

hinfällig geworden 
ÄA2 21 - - Angenommen
ÄA3 0 - - Abgelehnt
Endabstimmung Mehrheit 

auf Sicht 1 6 Antrag angenommen 

 
VA9 



AntragstellerIn: Amelie Gehm, SSV Kaiserslautern 
Antragstext: 

1 Die LandesschülerInnenvertretung Rheinland-Pfalz setzt sich für die verstärkte Förderung 
2 von bilingualem Unterricht ein. Wichtig ist dabei, die besondere Ausbildung der Lehrkräfte 
3 zu betonen. Voraussetzung für erfolgreichen bilingualen Unterricht muss die gute 
4 Beherrschung der Muttersprache sein. In Zeiten von Globalisierung und internationaler 
5 Zusammenarbeit setzt die LSV somit ein Zeichen für die Beherrschung von Fremdsprachen 
6 und die ausgeprägte Förderung der Sprachkompetenz im bilingualen Unterricht. 
 

1. Lesung 
2. Lesung 
 
Antrag auf Generaldebatte 
Die Debatte wird vom Präsidium aufgrund von mangelnder Zeit abgebrochen 
 
GO-Antrag auf sofortige Abstimmung 
 keine Gegenrede 
 Angenommen 

 
GO-Antrag auf Beendigung der Tagung nach der Abstimmung 
 inhaltliche Gegenrede 

Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis
 Mehrheit 

auf Sicht 
4 2 Angenommen

 
Alle von der 65. LSK vertagten Anträge verfallen. 
 
ÄA1: 
AntragstellerIn: Alexander Holland 
Streiche: Satz 3 und 4 
Ersetze: - 
 
3. Lesung 
 
Abstimmung Ja Nein Enthaltung Ergebnis



ÄA1  Übernommen
Endabstimmung  fand nicht mehr statt.

 
 
TOP 16 Abschlussplenum  
 
Präsidium ruft zum Aufräumen auf. Offene Fragen werden geklärt. 
Zugverbindungen werden bekannt gegeben. Ablauf des "LSV-Jahrs" wird grob skizziert. An relevante Termine wird erinnert. 
 
Der scheidende Landesvorstand 14-15 bedankt sich bei den Delegierten, den ReferentInnen, der Schule, den GeschäftsführerInnen und dem 
FSJler für die tolle LSK. Das Präsidium bedankt sich für die tolle LSK, bei allen die dazu beigetragen haben. 
 
Die 66. LandesschülerInnenkonferenz wird um 13:57 Uhr geschlossen! 
 
 
Oberwesel, den 20. Dezember 2015 
 
für die Richtigkeit: 
 
 
(Judith Lebski) (Daniel Ternes) (Luca Seifen) (Hasan Akpinar) (Mona Kaczun,

Lea Rettig) 
 

(Jasmin Polusik, 
Frederic Koch) 

PräsidentIn stv. PräsidentIn techn. Assistenz stv. techn. Asistenz Protokollantin stv. ProtokollantIn 
 


